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An mein teueres badiſches Volk !

Unſer Naiſer ruft zu den Waffen .

In dem ſchweren Kampf , den Deutſchland zu führen ſich anſchickt , handelt

es ſich um die Ehre und die Exiſtenz unſeres Vaterlandes , um unſere höchſten

und heiligſten Güter .

Ich weiß , daß mein teueres Volk mit unbedingter Hingebung und Treue die

ſchweren Pflichten erfüllen wird , die an uns herantreten , vor allem unſere Söhne

und Brüder , die zu Feld ziehen , und von denen ich ſicher bin und erwarte , daß

ſie — eingedenk des Waffenruhms ihrer Väter — tapfer und ſelbſtlos ihr Leben

einſetzen werden für das Vaterland . Aber auch die übrigen Glieder des Volkes

werden — deſſen bin ich gewiß — in ernſter Ueberzengung die ſchwerſten Opfer

zu bringen bereit ſein , die gefordert werden müſſen .

Gott ſchütze und erhalte Deutſchland !

Karlsruhe , den 2. Auguſt 1914 .

Friedrich .

1. Allgemeine Gemeindeſachen . Auch mußte der Ortsdiener dem unterſuchenden Tier⸗

arzt die Ställe der betr . Viehbeſitzer zeigen . Iſt der

Ortsdiener berechtigt , in dieſer Sache Gebühren an⸗

zuſetzen ? Der Gemeinderat hat die Anweiſung von

2,70 Mark , die angefordert wurden , abgelehnt .

D M. Bürgſtr .

Anfrage .

Gebühren der Ortspolizeidiener betr .

Im Frühjahr hielt der Gr . Bezirkstierarzt hier

einen Vortrag über Tuberkuloſe - Bekämpfung , aus

welchem Anlaß 13 Viehbeſitzer ſich verplichteten , ihr

Vieh zum Zweck der Unterſuchung anzumelden .

Später erhielt ich Nachricht , daß die Unterſuchung Antwort .

ſtattfinde , ich ſolle dies bekannt machen laſſen . Dies Die Tätigkeit des Ortsdieners in vorliegender

geſchah durch die Ortsſchelle in meinem Auftrage . Sache war lediglich eine ſolche , zu deren Verrich⸗

dDieſe Nummer erſcheint heute ſchon mit Rückſicht verſchiedener auf die

Kriegszeit bezüglichen Ausführungen .
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tung er als Organ der Ortspolizeibehörde verpflich⸗

tet war . Die Bekämpfung der Rindertuberkuloſe iſt

eine allgemeine polizeiliche Maßnahme , das hierbei

einzuhaltende Verfahren richtet ſich nach der Bekannt⸗

machung Gr . Miniſteriums des Innern vom 14 . Juli

1913 — Geſ . u. V. ⸗O. ⸗Blatt Seite 470 — und den

dieſer Bekanntmachung beigegebenen Grundſätzen .

Für die vom Bürgermeiſter als Verwalter der

Ortspolizei angeordnete Bekanntgabe mit der Schelle

hat deshalb der Ortsdiener eine beſondere Gebühr

nicht anzuſprechen . Auch die Anforderung einer

Tagesgebühr ſeitens des Ortsdieners für die Beglei —

tung des Kontrolltierarztes iſt nicht begründet , da

es ſich hier ohne Zweifel um eine Tätigkeit innerhalb

Orts handelt . — Vergl . 88 2, 24 der Gemeindege⸗

bührenordnung —. K.

Die Fertigung von Aufzeichnungen während der

Kriegszeiten . In keiner Gemeinde des Landes ſollte

unterlaſſen werden , während der Kriegszeit über alle

bemerkenswerte Vorgänge in der Gemeinde Aufzeich⸗

nungen zu machen . Daß dies nicht durch die Orts —

vorſtände und Ratſchreiber , die in dieſer ſchweren Zeit

ganz außerordentlich in Anſpruch genommen ſind ,

geſchehen kann , dürfte jedermann einleuchten . Wohl

in jeder Gemeinde werden ſich aber Perſonen finden ,

die vereigenſchaftet u. auch gerne bereit ſind , ſolche

Aufzeichnungen zu machen , wenn man ſie darum an⸗

geht . Verſäume daher kein Ortsvorſtand , das Nö —

tige in dieſer Richtung zu veranlaſſen . Die Auf⸗

zeichnungen können auf gewöhnlichem Bogen ( ob mit

Tinte oder Bleiſtift geſchrieben , iſt ganz gleichgültig )

nach der Zeitfolge gefertigt werden . Inbe⸗

tracht dürften beiſpielsweiſe kommen Angaben über

die Einberufungen , ( Namen und Waffengattung ) ,

wie viel Pferde , Laſtwagen ꝛc. abgegeben werden

mußten und durch wen , nötig fallende außerordent⸗

liche Maßnahmen aller Art , wichtigere Briefe von

Kämpfenden , die für die herrſchende S
Stimmung einen

Anhaltspunkt geben ſowie über alle Vorgänge , die ſich

zur Aufzeichnung eignen u. die für die Mit⸗ wie für

die Nachwelt Intereſſe bieten . Dieſe Angaben ſollten

von den damit betrauten Perſonen unabhängig von

einander gemacht werden , d. h. es ſoll jedem Ein⸗

zelnen überlaſſen bleiben , in welcher Art er die Orts⸗

ereigniſſe ſchildern will . In der Hauptſache ſollen die

Aufzeichnungen nur auf Ereigniſſe im Orte ſich be⸗

ziehen .

In zahlreichen Gemeinden des Bezirks K. ſind

ſolche Aufzeichnungen vom erſten Mobilmachungs —

tage ab gefertigt worden .

Einſtellung des Vollzugs des außerordentlichen
Budgets . Im Staatsanzeiger wird beekanntlich mit⸗

geteilt : Da während des Krieges die ſtaatlichen Ein⸗

nahmen naturgemäß erheblich zurückgehen werden ,

während ein großer Teil der Ausgaben in ungemin⸗

derter Weiſe fortzuleiſten iſt und dazu bedeutende

neue unvorhergeſehene Ausgaben erwachſen , iſt es zu

einer geordneten Weiterführung des Staatshaushalts

unerläßlich , daß die ſtaatlichen Ausgaben auf allen

Gebieten,wo es ohne erhebliche Gefährdung ſtaatlicher

Intereſſen irgendwie angängig iſt , auf das unver⸗

meidliche Maß beſchränkt werden . Eine dahingehende

Anordnung iſt durch Allerhöchſte Staatsminiſterial⸗

entſchließung getroffen worden . Darnach ſoll insbe⸗

ſondere der Vollzug des außerordentlichen Budgets

der allgemeinen Staatsverwaltung für 1914/15 , ſo⸗

wie der im Eiſenbahnbauetat genehmigten Ausgaben ,

ſoweit nicht die Fortführung von Bauten zur Verhü⸗

tung größeren Schadens oder zur Behebung einer

etwa eingetretenen Arbeitsloſigkeit geboten erſcheint ,

bis auf weiteres eingeſtellt werden . Auch die im

ordentlichen Budget genehmigten Bauten und ſon —

ſtigen Herſtellungen ſollen , wenn ſie bereits in An⸗

griff genommen ſind , nur inſoweit fortgeführt wer⸗

den , als es die Erhaltung des Wertes des ſeitherigen

Aufwandes erfordert , und wenn ſie noch nicht in der

Ausführung begriffen ſind , bis auf weiteres unter⸗

bleiben , es ſei denn , daß in beiden Fällen durch die

Ausführung der Arbeiten ein feſtgeſtellter Mangel an

Arbeit beſeitigt und dadurch zur Beſſerung der wirt⸗

ſchaftlichen Lage einheimiſcher Gewerbetreibender bei⸗

getragen werden kann .

Dieſem Beiſpiele des Staates werden wohl auch

die Gemeinden und Städte folgen , d. h. es wird auch

hier mit der Ausführung außerordentlicher Herſtel⸗

lungen , wofür die Mittel bereits bewilligt ſind , zuge⸗

wartet werden . Der Mangel an Arbeitskräften wie

an Mitteln wird manche Gemeinde zu dieſer Maß

nahme zwingen .

Außerordentliche Kredite der Gemeinden und

Städte aus Anlaß des Kriegszuſtandes . Zahlreiche

Städte des Reiches und des Landes haben außeror⸗
dentliche Kredite bewilligt zur Verſorgung der Zivil⸗

bevölkerung mit Lebens⸗ und Verbrauchsmitteln

während des Kriegszuſtandes . So z. B. Breslau

5 Millionen Mark , Radolfzell 150000 Mark , Singen

100000 Mark uſw .

Verſagung der Staatsgenehmigung zu einem

Bürgerausſchußbeſchlum . Der Bürgerausſchuß der

Gemeinde A. hat unterm 9. Mai 1913 einen

Beſchluß gefaßt , wornach dieſe Gemeinde zur Dek⸗

kung des Reſtbauaufwandes für eine Pfarrhaus⸗

reparatur ein Anlehen von 3000 Mark aufnehmen

und die Tilgung und Verzinſung dieſes Kapitals

durch die politiſche Gemeinde erfolgen ſollte . Dieſem



Beſchluß wurde die Staatsgenehmigung verſagt .

Die Gründe waren folgende :

Durch das Kirchenſteuergeſetz vom 26 . Juli 1888

ſind den kirchlichen Behörden die Mittel an die Hand

gegeben , den Aufwand für örtliche kirchliche Be⸗

dürfniſſe , ſoweit er nicht durch privatrechtlich Ver⸗

pflichtete aus dem Vermögen der Kirchengemeinde

oder aus Stiftungsmitteln beſtritten werden kann ,

im Wege der Kirchenſteuererhebung zu decken und

es gilt im Allgemeinen als Grundſatz , daß bei allen

neuen kirchlichen Ausgaben in größeren Beträgen ,

dieſe nicht auf die Gemeindekaſſe übernommen

werden , ſondern wo andere Mittel nicht verfügbar

ſind , die Kirchenſteuererhebung in Anwendung

kommt . Daß eine politiſche Gemeinde in einzelnen

Fällen oder bei geringeren Beträgen auf eine Reihe

von Jahren kirchliche Ausgaben beſtreitet , ohne da⸗

zu rechtlich verpflichtet zu ſein , iſt zwar nicht abſo⸗

lut unzuläſſig . Prinzipiell aber wird die Ueber⸗

nahme neuer , größerer , kirchlicher Ausgaben auf

die Gemeindekaſſe überall da abgelehnt werden

müſſen , wo die Gemeinde bereits Umlagen in nam⸗

hafter Höhe erhebt und der Umlagefuß infolge der

kirchlichen Ausgaben noch geſteigert werden ,

die Gemeinde auf dieſer Urſache eine beſon⸗

dere Kapitalaufnahme machen müßte , oder ,

eine namhafte Zahl von Umlage⸗

pflichtigſen einem anderen religiöſen Bekenntnis

angehört . Dies alles trifft bei der Ge⸗

meinde A. zu . Der Umlagefuß be⸗

trägt ſeit mehreren Jahren 50 Pfg . auf 100

Mark Liegenſchafts⸗ und Betriebsvermögen , eine

Erhöhung des Umlagefußes und die Aufnahme eines

Darlehens von 3000 Mark wären unvermeidlich ,

wenn ein kirchlicher Aufwand in gleicher Höhe auf

die Gemeindekaſſe übernommen werden ſoll und

es ſind in A. neben 479 Katholiken , 23

evangeliſche , ein altkatholiſcher und 12 weitere Ein⸗

wohner vorhanden , welche anderen religiöſen Be⸗

kenntniſſen angehören , bezw . freireligibs ſind . Es

würde hier der Fall eintreten , daß die 36 Nichtkatho⸗

liſchen durch die Uebernahme kirchlichen Aufwandes

auf die Gemeindekaſſe ihre eigenen kirchlichen Be⸗
dürfniſſe ſelbſt beſtreiten und außerdem noch an den

katholiſch kirchlichen Ausgaben mitbezahlen müßten .

Es liegt daher nicht bloß eine Berechtigung ſondern

eine direkte Verpflichtung ſeitens des Bezirksamts

vor , eine Umlageſteigerung und eine ungebührliche

Belaſtung der Nichtkatholiken durch Uebernahme

kirchlichen Aufwands auf die Gemeindekaſſe in A.
zu verhindern .

Schon vor dem Kirchenſteuergeſetz hat das Gr .

Miniſterium des Innern in einem Erlaß vom 16 .

Mai 1863 Nr . 5601 ſich dahin ausgeſprochen , daß

die politiſche Gemeinde und die Kirchſpielsgemeinde

(jetzt Kirchengemeinde ) wenn auch zufällig durch die⸗

ſelben phyſiſchen Perſonen gebildet — doch ver⸗

ſchiedene Rechtsſubjekte ſind , welche ihre Bedürf⸗

niſſe nach abweichenden , geſetzlichen Regeln zu be⸗

ſtreiten haben . Es wurde daher in dem gleichen Er⸗

laß ; die Beſchwerde der Gemeinde O.

gegen eine Entſcheidung der Großherzogl . Regierung

des Oberrheinkreiſes — welche die Genehmigung

zur Abgabe einer Schenkung aus Grundſtocksmitteln

der Gemeinde O. zum Pfarrhausbau , an die Kirch⸗

ſpielsgemeinde daſelbſt verſagte — verworfen .

Durch das im Jahre 1888 erlaſſene Kirchen⸗

ſteuergeſetz iſt zu den früheren Gründen zur Verſa⸗

gung der Staatsgenehmigung bei derartigen Frei⸗

gebigkeitshandlungen für kirchliche Zwecke beſchlie⸗

ßenden Gemeindebeſchlüſſen , ein ſehr weſentlicher ,
weiterer Grund hinzutreten , weil es den Kirchenge⸗

meinden jetzt möglich gemacht worden iſt , ihren

kirchlichen Aufwand im Wege der Kirchenſteuerer⸗

hebung zu decken . Es hat daher auch neuerdings das

Gr . Miniſterium des Innern in verſchiedenen Fällen

die ſtaatliche Genehmigung zu Gemeindebeſchlüſſen

verſagt , welche die Tragung größerer kirchlicher Aus⸗

gaben durch die politiſchen Gemeinden im Freigebig⸗

keitswege genehmigt hatten . Eine ſolche Entſchei⸗

dung vom 29 . Juli 1910 Nr . 34525 , den Kirchen⸗

bau in Obertsrot ( Amt Raſtatt ) betr . , iſt abſchriftlich

den Amtsakten angeſchloſſen .

Aus dieſen Gründen mußte dem Bürgeraus⸗

ſchußbeſchluß vom 9. d. Mts . Nr . 62, welcher mit 40

gegen 2 Stimmen gefaßt wurde , die nach § 184 Ziff .

7 der G. ⸗O. erforderliche Staatsgenehmigung ge⸗

mäß § 6 Abſ . 1 Ziffer 3 des Verwaltungsgeſetzes
verſagt werden .

Kinderarbeit in gewerblichen Betrieben . Das

Unterrichtsminiſterium hat im Verordnungsblatt
Nr . XI von 1914 unterm 11 . April d. Is . eine Be⸗

kanntmachung in obigem Betreff erlaſſen , die ſich

im weſentlichen als eine Zuſammenfaſſung der be⸗

züglichen bisherigen Vorſchriften darſtellt ; eine

Erleichterung für die Ortsſchulbehörden iſt

dadurch bewirkt , daß die vorgeſchriebenen Bera⸗

tungen ( bisher vierteljährlich ) nur noch nach Be⸗
ginn eines jeden Schulhalbjahres zu ge⸗

ſchehen haben .

Die Bekanntmachung lautet :

An die Großherzoglichen Kreisſchulämter , die

Volksſchulrektorate und Ortsſchulbehörden der

Volksſchulen .

Zur Ausführung des Reichsgeſetzes vom 30 .

März 1913 , Kinderarbeit in gewerblichen Betrie⸗

ben betreffend ( Schulverordnungsblatt 1904 Seite

59) , wird unter Aufhebung der Bekanntmachun⸗

2„



gen vom 28 . November 1906 ( Schulverordnungs⸗
blatt 1907 Seite 23) , vom 5. Oktober 1907 ( Schul⸗

verordnungsblatt 1907 Seite 213 ) , vom 25 . Juni

1908 ( Schulverordnungsblatt 1908 Seite 125 ) und

vom 6. Dezember 1911 Schulverordnungsblatt

1911 Seite 274 ) angeordnet :

1. Jeweils nach dem Stand vom 1. Mai — oder

132

dem Tag des etwaigen ſpäteren Schuljahran⸗

fangs — und vom 1. November jeden Jahres

haben die Lehrer der einzelnen Klaſſen durch

Umfrage die Schüler , die in gewerblichen Be⸗
trieben beſchäftigt ſind , feſtzuſtellen und ihre

Namen in ein Verzeichnis ( vergleiche das unten

ſtehende Muſter ) einzutragen . Die Schüler ſind

dabei aufzufordern , etwaige Anderungen der

Beſchäftigung , ihre gänzliche Aufgabe wie auch

die Übernahme einer neuen Beſchäftigung dem

Lehrer jeweils alsbald anzuzeigen . Neu

gehende Schüler ſind unter fortlaufender Ord⸗
nungszahl in das Verzeichnis einzutragen , wäh⸗

rend von dem Aufgeben der Beſchäftigung oder

von Anderungen in der Spalte „ Bemerkungen “

Vormerkung zu machen iſt . Die Verzeichniſſe

ſind jährlich abzuſchließen und der Ortsſchulbe⸗
hörde zur Aufbemahrung bei den Schülerliſten
zu übergeben .

2. Die Ortsſchulbehörden haben nach Beginn eines

jeden Schulhalbjahres die auf dem Gebiet der

Kinderarbeit gemachten Wahrnehmungen zum

Gegenſtand einer Beratung zu machen und über

deren Ergebnis an das Großherzogliche Kreis⸗

ſchulamt zu berichten . Dabei iſt zu erörtern , ob

hinſichtlich des Vollzugs des Geſetzes Unzuträg⸗

lichkeiten hervorgetreten ſind , und ob insbeſon⸗
dere bei einer nach den geſetzlichen Beſtimmun⸗

gen zuläſſigen Beſchäftigung von Kindern Miß⸗

ſtände beobachtet worden ſind . Sofern in einer

Gemeinde Kinder in Gewerbebetrieben nicht be⸗

ſchäftigt ſind , iſt Fehlanzeige zu erſtatten .

3. Die Ortsſchulbehörden haben die nach Ziffer 2

zu erſtattenden Berichte zuſammen mit einer

Abſchrift der nach Ziffer 1 anzulegenden Ver⸗

zeichniſſe jeweils auf 15 . Mai und 15 . Novem⸗

ber den Großherzoglichen Kreisſchulämtern vor⸗

zulegen , die die Berichte und die Abſchriften der

Verzeichniſſe jeweils auf 1. Juni und 1. Dezem⸗

ber an das Großherzogliche Gewerbeaufſichts⸗

amt in Karlsruhe einſenden . In den Städten

der Städteordnung hat die Vorlage der Berichte

und der Abſchrift derl Verzeichniſſe an das

Großherzogliche Gewerbeaufſichtsamt unmittelz

bar durch die Volksſchulrektorate zu erfolgen .

Die Großherzoglichen Kreisſchulämter

die Volksſchulrektorate werden gleichzeitig ermäch⸗

zu ( wert iſt es für Kaſſen , über alle Verhältniſſe in dieſen

des Krieges .

— —— —

Beſchäftigung von Kindern in gewerblichen Be⸗
trieben Unzuträglichkeiten ergeben , die der drin⸗

genden Abhilfe bedürfen , den Großherzoglichen
Bezirksämtern unmittelbar Mitteilung zu machen .

( Das beigefügte Muſter iſt gegenüber dem

bisher vorgeſchriebenen nicht geändert ) .

2 . Sparkaſſenweſen .
Ueber den Anſturm auf Sparkaſſen bei Ausbruch

Wie es zweckmäßig erſcheint , daß in

jeder Gemeinde einige Perſonen vom erſten Tage der

Mobilmachung ab über alle Vorgänge in der Ge⸗

meinde ſelbſt Aufzeichnungen machen ( Orts⸗

vorſtände und Ratſchreiber können dies in dieſer

ſtrengen Zeit unmöglich tun , dagegen finden ſich in

jeder Gemeinde Leute , die dieſe Arbeit gerne beſor⸗

gen , wenn man ſie darum angeht ) , ſo empfehlens⸗

ſchweren Tagen genaue Darſtellungen zu geben und

zwar beſonders darüber , in welcher Art der Andrang

des Publikums war , welche Maßnahmen ergriffen

werden mußten , um darüber hinwegzukommen und

und

tigt , in einzelnen Fällen , in denen ſich aus der

dergleichen . Ueber die Art dieſer Darſtellungen dürfte

Nachſtehendes einige Anhaltspunkte geben.

Kurze Ueberſicht über die derzeitige Geſchäfts⸗
bewegung bei der Bezirks⸗Sparkaſſe R .

Vom 29. Juli 1914 bis mit 5. Augnſt 191

ſind in über 500 Poſten zurückerhoben worden

60% 100 000

Darunter ſind an gekündigten und auf

andere Sparkonten übertragene

Poſten enthalten 16 40 000

Die baren Rückzahlungen auf 500

Sparbücher betragen 016 60 000

In der gleichen Zeit ſind in 100 Poſten als

Einlagen verbucht worden 10 80 000

a. Darunter ſind aber Uebertragungen

v. anderen Sparkonten „ 19 000

b. Uebertragungen aus Ver⸗

rechnung von Darlehen

gegen Hypothek 30 000 . 49 000

bare Einlagen ſomit 6 31000

Die Rückzahlungen überſteigen ſo⸗

mit die Einlagen in der Zeit vom 29 . Juli

bis mit 5. Auguſt 1914 um rund 30 000 .

Vom 7. Auguſt 1914 ruht der Zahlungs⸗

verkehr für die Forderungen der Spar⸗

kaſſe vollſtändig , der Verkehr im Einlage⸗

und Rückzahlungsgeſchäft iſt ganz unbe⸗

deutend .

Geſamteinlagen im Jahr 1914 bis

heute 1 1 316 000

Geſamtrückzahlungen im Jahr 1914

bis heute 1 1 251 000

Mehreinlagen / 65 000

Das Mahn - und Klageverfahren , mit

dem um dieſe Zeit ſonſt kräftig eingeſetzt wurde , un⸗

terbleibt , da beinahe ausſchließlich nur ſolche Schuld⸗
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ner in Betracht kommen , die ſelbſt ins Feld ziehen
müſſen , oder deren Söhne ſich ſtellen mußten .

aufnahmen :
An die Sparkaſſe B. , 4ê / 100 000

1 77 65 W. , 4¹ 2 8 0 0 40 000

67 U 70 G. , 4½ % α 234 000

7 230 000

d204 000Summa

Bei der Reichsbank K. ſind gegen
Hinterlegung von Wertpapieren auf⸗

genommen 30 000
Die Kaſſe hat andererſeits von der

Sparkaſſe B. nach deren Beſtätigung
zu erhalten M 200 000

Als Einlage kommen demnächſt in
einem Poſten mindeſtens 230 000

Die Bankverbindlichkeiten
betragen :

Badiſche Bank K. „ % 74 000

gegen Hinterlegung von / / 225 000

Wertpapieren .

Hierauf ſollten etwa „ 75 000

weiter abgehoben werden können bei

Bedarf .

Gegen den im Verſchluß ſich noch befindlichen
Wertpapier⸗Beſtand von rund „ / 200 000
könnte im Notfalle ein Darleihen von etwa / 130 000

aufgenommen werden . Insgeſamt könnte die Kaſſe
demnach mit ihrem zum Reſervefond gehörigen Be⸗
ſtand an Wertpapieren etwa noch „ / 200 000 flüſſig
machen

Die Conto⸗Corrent - Forderung an den
Vorſchuß⸗Verein R. beträgt , 55 000

An auswärtige Garantiegemeinden
ſind ausgeliehen rund ο 590 000

an die Stadtgemeinde R. V 260 000
Von 82 Schrankfächern ſind 45 vermietet .
Die Einnahme hieraus beträgt heute „ / 200
Das Anlagekapital hiefür beziffert ſich auf

α 2 500 .

Darlehenskaſſe des Reichs . In Berlin und an

allen Orten des Deutſchen Reiches , an denen ſich
Reichsbankhauptſtellen und Reichsbankſtellen befin⸗
den , ſind Darlehenskaſſen des Reiches geſchaffen wor⸗

den , die den Zweck haben , dem durch den Krieg ge⸗

ſteigerten Kreditbedürfnis abzuhelfen und Handel und

Gewerbebetrieb zu fördern , indem ſie gegen Sicher⸗
heit Darlehen gewähren . Dieſe werden ausbezahlt
in Darlehenskaſſenſcheinen , welche bei allen Reichs⸗
kaſſen ſowie bei allen öffentlichen Kaſſen in ſämtlichen

Bundesſtaaten nach ihrem vollen Nennwerte in Zah⸗
lung genommen werden .

Die Darlehenskaſſe beleiht zum Zinsfuß von

vorläufig 6ꝰ Prozent :
1. Wertpapiere nach dem amtlich notierten

Börſenkurs , wobei die Berliner Börſe ausſchlagge⸗
bend iſt . Als Kurs gilt die Notiz vom 25 . Juli . War

das betreffende Papier an dieſem Tage nicht notiert ,

gilt der letzte vorhergehende Kurs . Hierbei werden

die nach dem Reichsbankgeſetz von der Reichsbank in
Die Kaſſe ſchuldet noch folgende Darlehens -

e —
Klaſſe 1 beliehenen Papiere bis zu 60 Proz . , die in

Klaſſe 2 beliehenen Papiere bis zu 40 Proz . , die Ruſ⸗
ſen bis zu 25 Proz . beliehen . Feſtverzinsliche , in⸗

ländiſche Papiere , welche bisher bei der Reichsbank
zum Lombard nicht zugelaſſen , aber an deutſchen

Börſen notiert waren , werden bis 50 Proz . des Kurs⸗

wertes , Aktien bis 40 Proz . , nicht über /des Nenn⸗

wertes , beliehen .
2. Waren , die bisher bei der Reichsbank für be⸗

leihbar erklärt waren , bis zu 50 Proz . ihres markt⸗

gängigen Wertes .

Wechſel , Hypotheken , Sparkaſſen⸗ und ähnliche

Einlagebücher ſind von der Beleihung ausgeſchloſſen .
Geeignet zur Beleihung ſind nur Kaufmannswaren
von guter Beſchaffenheit , die ſich am Orte ſelbſt be⸗

finden und dem Verderben nicht leicht ausgeſetzt ſind .

Das nähere der Warenbeleihung iſt auf dem Büro

im Reichsbankgebäude zu erfahren .
Das Mindeſtdarlehen beträgt 100 Mark

Die neuen Darlehenskaſſenſcheine .

Um den infolge des Krieges hervorgetretenen Kredit —

bedürfniſſen Rechnung zu tragen , wurden durch Reichs —
geſetz vom 4. Auguſt an allen wichtigen Plätzen Dar⸗

lehenskaſſen errichtet , welche nach den bereits im

Handelsteil veröffentlichten Beſtimmungen gewiſſe Wert⸗

papiere und Waren beleihen . Für die ſeitens der

Kaſſen gewährten Darlehen iſt ein beſonderes

Geldzeichen unter der Benennung „ Darlehenskaſſen⸗
ſchein “ geſchaffen worden , das beiallen Reichs⸗

kaſſen , ſowie bei allenöffentlichen Kaſſen

der Bundesſtaaten nach dem vollen Nenn⸗

wert in Zahlung genommen wird . Die

Stückelung der Darlehenskaſſenſcheine iſt derjenigen
der Reichskaſſenſcheine und der kleinen Banknoten ent⸗

lehnt . Es iſt in Ausſicht genommen , unter das Pub⸗
likum nur Darlehenskaſſenſcheine in Wertabſchnitten

zu 5, 10 , 20 und 50 Mark zu bringen , während
Darlehenskaſſenſcheine über höhere Beträge bei der

Reichsbank bleiben , die dafür ihrerſeits Banknoten

ausgibt .
Die Darlehenskaſſenſcheine zu 5 Mark ,

12,5 Zentimeter breit und 8 Zentimeter hoch, be⸗

ſtehen aus Hanfpapier , das als fortlaufendes natür⸗

liches Waſſerzeichen die ſich wiederholende Zahl 5

zwiſchen gebogenen Linien enthält und auf der Rück⸗

ſeite links mit einem Streifen von orangenroten

Pflanzenfaſern verſehen iſt . Die Vorderſeite enthält
als Zeichnung u. a. Reichsadler und Germania auf
einem Untergrund in gelber und blauvioletter Farbe .
Die Rückſeite iſt in hellem Blau gedruckt , der Unter⸗

grund ſetzt ſich aus Darſtellungen von Kaiſerkrone ,
Schwert , Zepter und Reichsapfel ſowie die Zahl 5

und des Buchſtabens M zuſammen . Auf der Vorder⸗

ſeite ſind zwei Kontrollſtempel in rotbrauner Farbe ,
in gleicher Farbe iſt die Nummer des Scheines
aufgedruckt .
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Der AufdruckderVord erſeite iſt folgender :

Darlehenskaſſenſchein
Fünf Mark

Berlin , den 1. Auguſt 1914 .

Reichsſchuldenverwaltung

v. Biſchoffshauſen . Warnecke . Vieregge .

Noelle . Dickhuth . Springer .

Der Aufdruck der Rückſeite lautet in

deutſcher Schrift : Darlehenskaſſenſchein ,
Fünf Mark .

Die Darlehenskaſſenſcheine zu 20

Mark werden demnächſt ausgegeben . Sie ſind 14

Zentimeter breit und 9 Zentimeter hoch und aus

gleichem Papier . Der Untergrund der Vorderſeite

iſt in gelb , blaugrau , rotbraun und grauviolett ge⸗

druckt , die Kaiſerkrone in der Mitte iſt braun auf

gelbem Grunde . Auf beiden ſeitlichen Ecken iſt die

Zahl 20 und um dieſe herum viermal das Wort

Zwanzig . Die Aufſchrift , ebenfalls in deutſcher Schrift ,

iſt unter Erſatz des Wortes Fünf Mark durch 20

Mark die gleiche wie bei den Fünfmarkſcheinen . Der

darunter ſtehende Strafſatz iſt in brauner Farbe , ſon⸗

ſtiger Aufdruck und Ausſtattung iſt ähnlich dem der

Fünfmarkſcheine .

Die Kapitalanlagen der Sparkaſſe Z. betreffend .

Die der Sparkaſſe Z. mit unſerem Erlaß vom 21 .

Auguſt 1902 Nr . 33975 zur Erwerbung von Pfand⸗

briefen der Rheiniſchen Hypothekenbank in Mann⸗

heim erteilte Genehmigung wird nachträglich auf

den Betrag von 58000 Mark

—Fünfzig Achttauſend Mark —

erſtreckt .
Da die Pfandbriefe der Rheiniſchen Hypotheken⸗

bank nach den geltenden Beſtimmungen weder den⸗

jenigen Wertpapieren zugerechnet werden ſollen , in

denen der Reſervefond anzulegen iſt , noch auch zu

denjenigen Wertpapieren zu zählen ſind , deren Be⸗

ſtand nach unſerem Erlaß vom 17 . März 1913 Nr .

6459 allmählich auf 15 Prozent des verzinslich ange⸗

legten Vermögens der Sparkaſſe erhöht werden ſoll ,

entbindet die vorſtehende Genehmigung die Spar⸗

kaſſe nicht von der Verpflichtung , ihren völlig unge⸗

nügenden Beſtand an Wertpapieren der im Spar⸗

kaſſengeſetz in § 14 Ziffer 2 bezeichneten Art in der

Folge noch weiter zu ergänzen .

Dem Verwaltungsrat der Kaſſe iſt wegen der

unzuläſſigen Erwerbung der oben genannten Pa⸗

piere ſoweit ſie den bereits genehmigten Betrag von

31000 Mark überſteigt , das Geeignete zu bemerken.

( Erlaß Gr . Miniſterium des Innern vom 15 . 7. 14

Nr . 33 , 948 ) .

Kapitalanlage der Sparkaſſe V. in Liegen⸗

ſchaftskaufſchillingen betr .
Gemäß §8 18 der Satzung unſerer Kaſſe kann

das Vermögen der Sparkaſſe u. a. angelegt werden

Müller .

in durch erſtſtellige Hypotheken gedeckten Liegen⸗

ſchaftskaufpreisforderungen.
Nun tritt hin und wieder der Fall ein , daß ein

Grundſtück , auf welchem eine derartige Hypotheken⸗

forderung für uns eingetragen iſt , auf unſer Betrei⸗

ben zur Zwangsverſteigerung kommt , und daß dann

der Erſteigerer bei uns um Stehenlaſſen der bis⸗

herigen Schuld als Kaufſchilling nachſucht , um nicht

* infolge der geſetzlichen Vorſchrift bezw . auf Grund

des Bargebots — im Verteilungstermin die Schuld

vollſtändig abzahlen zu müſſen .

Die Durchführung der Zwangsverſteigerung

löſt das frühere für die Kapitalanlage maßgebende

Rechtsverhältnis auf , — die Form des Kaufſchillings

geht verloren , weil , ſo lange wir ſelbſt Betreibende

ſind , der Meiſtbietende gemäß § 49 Zw. ⸗V. ⸗G. Bar⸗

zahlung zu leiſten hat , die Zahlungsbedingungen

alſo nicht mehr auf Termine lauten .

Es entſteht nun die Frage , ob es zuläſſig iſt ,

trotz Bargebot jedoch mit Einſetzung neuer Bürgen

und ohne eigentlichen Zedenten dem Meiſtbietenden

den bisherigen Kaufſchilling zu den bisherigen Be⸗

dingungen ſtehen zu laſſen und damit auf die geſetzlich

vorgeſehene Barzahlung im Verteilungstermin zu

verzichten .
Eine z. Zt . hier vorliegende Sache läßt uns die

weitere Frage aufwerfen , ob etwa an Stelle von

Barzahlung die ſeitherige Kaufſchillingsform dann

beibehalten werden kann , wenn der Meiſtbietende

noch vor Zuſchlag ſein Recht aus dem Meiſtgebot an

einen Anderen gemäß § 81 Zw. ⸗V. ⸗G. abtritt . In

dieſem Falle käme der Meiſtbietende als Zedent in

Betracht , während bei den gewöhnlichen Kauf⸗

ſchillingen der Verkäufer als Zedent auftritt ; Ver⸗

käufer bei einer Zwangsverſteigerung iſt aber im

Sinne des Geſetzes der ſeitherige Grundſtückseigen⸗

tümer .

Hier iſt alſo zwar ein Zeſſionsverhältnis ohne

Mitwirkung des Verkäufers gegeben , doch fehlen

wieder die Terminbedingungen , denn auch bei Ab⸗

tretung des Rechts aus dem Meiſtgebot bleibt die

geſetzliche Vorſchrift auf Barzahlung des Meiſtge⸗

bots beſtehen , ſofern wir ſelbſt betreiben .

Wir bitten um gefälligen Aufſchluß , ob in bei⸗

den obigen Fällen eine Beibehaltung derartiger

Kaufpreisforderungen nach erfolgter Zwangsver⸗

ſteigerung als der Satzung bezw . dem Sparkaſſen⸗

geſetz entſprechend angeſehen werden kann .

Sparkaſſe V.

Das Bezirksamt V. führte eine Entſchließung

des Miniſteriums des Innern herbei , die lautet :

„ Wir überſenden einen Auszug aus dem Schrei⸗

ben des Miniſteriums des Gr . Hauſes , der Juſtiz

und des Auswärtigen vom 23 . Januar 1914 Nr . J .

1038 zur Kenntnisnahme und weiteren Bekannt⸗

gabe an den Verwaltungsrat der dortigen Spar⸗

und Waiſenkaſſe mit dem Anfügen , daß wir der
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Auffaſſung des Juſtizminiſteriums über die ver⸗

ſchiedenen Wege , auf denen ſich die Beibehaltung
einer Kaufſch illingsforderung ungeachtet des durch⸗
geführten Zwangsverſteigerungsverfahre ns für die

Sparkaſſen ermöglichen läßt , beitreten . ( Erl . v. 4.

Febr . 1914 Nr . 4074 ) .
Der aus vorſtehendem Juſtizminiſteri⸗

alerlaß lautet
772

„ Es würde beſonders zur heutigen Zeit

zeitigen Geldverhältniſſen eine un⸗

wenn die Sparkaſſen immer
Itorten .aldige Barzahlung

Es wäre dies eine da

ein derartiges Verl Erlös
einfluſſen

ärte gegen den

i mit ſeinem Ver⸗

perſönlich für alle — — aus dem
(§S

132 3. G. ) . In vielen länd⸗

nit dem Geding

unmöglich .

ſein , die

Zuſchl ags n

im gegebenen Mittel

und ·˖ ˖
ͤ

einer Zwangsverſteigerung ſich erg ·

der K geſtalten , daß ihre Beil behaltung
mit Sparkaſſengeſetzes und

der ng ſteht . Es kommen hier
drei Betracht , auf welchen die Sparkaſſe
zum t Ziele gelangen kann :

rag der Spa kaſſe w ird in der Ver⸗
ſteige t gemäß 8 Z. ⸗G. als

Verſteigerungsgeding daß das

al Bargebot fallende
3 Spar⸗

fnung der nachſte
uüich dor bi Hoyi 3ih der isherige 0E

wären , dürf ieſe dadurchh nicht Wecltd
igt werden , und es müßte unter Umſtänden —

ääckel⸗Güth e § 59 Note 7 —ein doppeltes
Ausgebot ſtattfinden , um feſtzuſtellen , ob etwa eine
ſolche Beeinträchtigu ing eintreten würde .

erartigen Geding bleibt die bishe⸗
rige Kaufpreisforderung , ſo wie ſie war , alſo mit

dem bisherigen Zinsfuß und den bisherigen übrigen
dingungen beſtehen , auch die Eintragung im

Grundbuch bleibt unverändert beſtehen , nur fallen
die aufgelaufenen Zinſen und Koſten ins Barge⸗
bot . Auf deren Barzahlung im Erlösverteilungs⸗
termin ſollte beſtanden werden , nur die Eintragung
einer mit der bisherigen Hypothek zwar gleichrang⸗
lichen , aber mit dem Rechtsnachteil des § 129 Z. ⸗G.

behafteten neuen

meiden .

Hinſichtlich des früheren Schuldners hat
ein ſolches Geding folgende Rechtswirkungen . Die

perſönliche Haftung des Schuldners und damit auch

die Haftung des Bürgen oder die ſonſtigen Sicher⸗

heitsleiſtungen bleiben 5 eſtehen . Zugleich
übernimmt gemäß § 53 Z.⸗G. der Erſteher als neuer

perſönlicher Schuldner Sumunbebkenſchuld in dem

Sinne , daß er dem bisheriigen Schuldner gegenüber

verpflichtet iſt , den Gläubiger 1
ig zu befrie⸗

digen ( § 415 Abſ . 3 B. G. B. ) . ere Schuld⸗

ner und dam züre treten

aus der
perſönlichen e Krlt da in o wenn

Sicherungsypothek iſt zu ver⸗

Spar taſſee anzeigt 15 außer⸗

S binnen 6 Mo⸗

3drücklich

ersàder
Szj urkaſſe die

naten von der Anzeige an nicht aus ablehnt .
Lehnt aber die Sparkaſſe die Genehmi⸗

gung ab , ſo bleiben der frühere Schuldner und die

rgen mithaftbar . Der Beſtellung einer

bedarf es ſomit in dieſem FalleA.

——

Oder :

2. Es wird eine abweichende Vereinbarung ge⸗

mäß § 59 Abſ . 1 Z. ⸗G. in dem Sinne getroffen , daß

Bargebot Zinsfuß von 4

( wie die bishe⸗

zu verzinſen u. daß ſtatt für

z e Bargebot Sicherheit zu

noch zweckmäßi⸗

iß § 60 Z. ⸗G. verlangt

das

3 zu einem

Juhl ung
K

Durch eine derartige Abweichung wird er⸗

die neue Fo rderung der früheren Ke

Sfo lich gleichſteht .
Eine ſolche Abweichung bedarf aber , da ine

hwerung der Gebote enthält und deshalb eine

Beeinträchtigung der nachſtehenden Rechte

mit ſich bringen kann , der Zuſtimmung

aller nachſtehenden Beteiligten und

des Schuldners und Eigentümers ( § 59 Abſ . 1 Satz 2

3. ⸗G. ) . Zum mindeſten müßte , wenn eine derartige

ſtigung nicht feſtſteht , das doppelte

Ausgebot gemäß § 59 Abſ . 2 des Geſetzes erfolgen

Bei dieſem Verfahren wird die bisherige Kauf⸗

gelderhypothek im Grundbuch gemäß § 130 Z. ⸗G.

gelöſcht und es wird für das Recht der Sparkaſſe

eine neue Sicherungshypothek gemäß 88 128 130 des

Geſetzes mit dem angedungenen höheren Zinsfuß

eingetragen . Mit dem Eintritt der Wirkung der

* —
—und dieſe Wirkungen treten bei

Zahlungsfriſten ( Terminzahlungen ) immer ſofort

ein — erliſcht die Schuldhaft des bisherigen Schuld⸗

ners und ſeiner Bürgen , ohne daß es hierzu irgend
einer Rechtshandlung noch bedarf .

Mit Rückſicht auf die eben angegebene Beſtimmung
des § 129 Z. ⸗G. wird es aber ſehr rätlich ſein , auch

1

5
f



bei dieſer unter b beſprochenen Abweichung ſtets zu

verlangen , daß ein entſprechender Teil des Bar⸗

gebots , zum Mindeſten aber das ſogenannte ge⸗

ringſte Bargebot , beſtehend aus den Koſten des

Verfahrens und den öffentlichen Abgaben , Dienſt⸗

lohn und dergl . zuſchläglich der Zins⸗ und Koſten⸗

forderung der Sparkaſſe im Erlösverteilungster⸗
min bar bezahlt wird , damit für dieſe Anſprüche die

Eintragung neuer Sicherungshypotheken entfällt .

3. Der beſte und bequemſte Weg iſt aber der⸗

jenige einer Vereinbarung nach § 91 Abſ . 2 3. ⸗G.

Mit dem Erſteher , das heißt mit demjenigen ,

der den Zuſchlag —ſei es auf Grund eigenen Meiſt⸗

gebots , ſei es auf Grund der Erwerbung der Rechte

aus dem Meiſtgebot infolge Abtretung nach § 81

Abſ . 2 erhält , wird vereinbart , daß das bisherige

Recht der Sparkaſſe an dem Grundſtück , alſo die

Kaufgelderhypothek nach Maßgabe

Eintrags im Grundbuch beſtehen bleibe und zwar

in der Höhe , in welcher die Forderung zu dieſer

Zeit noch beſteht , und daß auch der Erſteher zugleich

die perſönliche Schuldhaft für dieſe Hypothekenforde⸗

rung übernehme . ( Vergl . hierwegen Betzinger⸗

Mainhard § 91 Note 3 d und Jäckel⸗Güthe § 91

Note 8) . Dieſe Vereinbarung kann ſich auch auf

einen Teil der Forderung beziehen .

Bei einer derartigen Vereinbarung iſt aber

wohl zu beachten , daß ſie als Befriedigung

wirkt ( § 91 Abſ . 3 Satz 2 3. ⸗G. ) . Mit einer ſolchen

Vereinbarung iſt daher ſtets das Erlöſchen der per⸗

ſönlichen Schuldhaft des bisherigen Schuldners , wie

auch das Erlöſchen etwaiger beſtehender Bürgſchaf⸗

ken verbunden . Die Vereinbarung muß deshalb ,

falls die beſtehen bleibende Kaufgelderhypothek nicht

durch den doppelten Grundſtückswert gedeckt iſt , da⸗

von abhängig gemacht werden , daß durch den Er⸗

ſteher für erneute Sicherheitsleiſtung alſo in der Re⸗

gel für Stellung einer neuen guten Bürgſchaft ( § 14

Ziffer 4 des Sparkaſſengeſetzes ) geſorgt werden muß .

Wird dieſe Sicherheit ( Bürgſchaft ) geleiſtet , ſo
b

ſteht die frühere Kaufgeldforderung mit ihren frü⸗

heren Gedingen fort , nur ſind neue Schuldner und

neue Bürgen eingetreten . Im Grundbuch bleibt die

betreffende Kaufgelderhypothek in der vereinbarten

Höhe unverändert fortbeſtehen . Soweit die Hypo⸗

thek für einen Teilbetrag von der Vereinbarung

nicht betroffen wird , erfolgt die Löſchung von Amts⸗

wegen gemäß § 13 3. ⸗G. und ohne Koſtenfolge .

(§S 145 K. ⸗G. ) .
Die Verpflichtung der Sparkaſſe , vorbehaltlich

der Beſchaffung neuer genügender Sicherheitslei⸗

ſtungen , zu einer ſolchen Vereinbarung mitzuwirken ,

kann auf ihren Antrag ſchon im Verſteigerungspro⸗

tokoll durch das Vollſtreckungsgericht beurkundet wer⸗

den . Rätlicher wird es aber ſein , im Verſteiger⸗

ungstermin lediglich auf die Bereitwilligkeit der

Kaſſe , eine ſolche Vereinbarung zu treffen , hinzuwei⸗

des bisherigen

R9.be⸗

ſen , da die Sparkaſſe zu dieſem Zeitpunkt die wirk⸗

liche Perſon des Erſtehers und die Höhe des Betrags ,

mit welchem ſie zur Befriedigung kommt , mit Ge⸗

wißheit noch nicht kennt .

Die Erklärungen der Sparkaſſe und des Er⸗

ſtehers müſſen in öffentlicher oder öffentlich beglau⸗

bigter Form dem Vollſtreckungsgericht gegenüber

nachgewieſen werden . Da die Sparkaſſe einer öf⸗

fentlichen Behörde gleichgeſtellt iſt , ( C 25 Abſ . 3

G. ⸗B. ⸗A. ⸗G. ) genügt es , wenn ihre Erklärung mit

ordnungsmäßiger Unterſchrift und Unter⸗

ſiegelung vorgeegt wird . Eine unter Umſtän⸗

den weſentliche Koſtenerſparnis wird aber erzielt ,

wenn die nach § 91 Abſ . 2 Z. ⸗G. erforderlichen Er⸗

klärungen im Erlösverteilungstermine zu Protokoll
des Vollſtreckungsgerichts abgegeben werden . In

einem ſolchen Falle werden für die Beurkundung

dieſer Erklärung überhaupt keine beſonderen Koſten

erhoben . Es entſpricht auch der Amtspflicht der

Notariate , dieſe für die Beteiligten billigſte Art der

Beurkundung zu wählen . Iſt über die Kaufgelder⸗

hypothek ein Brief erteilt , ſo iſt der Brief mit

der Vereinbarung dem Vollſtreckungsgericht zur

Kenntnisnahme vorzulegen , das den Brief dem Vor

leger unverändert zurückgibt ( vergl . Jäckel⸗Güthe

§ 91 Note 6) . Nur wenn die Hypothek noch zu einem

Teil fortbeſteht iſt durch das Grundbuchamt ein ent⸗

ſprechender Löſchungsvermerk auf den Brief zu ſet⸗

zen . Der Brief iſt zu dieſem Zwecke vom Notariat

dem Grundbuchamt mitzuteilen und zugleich dieſem

der Name des Vorlegers zu bezeichnen .

Auch bei einer ſolchen Vereinbarung nach § 91

Abſ . 2 3. ⸗G. iſt auf die Barzahlung der Zinſen und

Koſten ( ſiehe oben Ziffer 2) zu achten . “

4 . Verſicherungsweſen .
Anfrage .

Angeſtellten⸗Verſicherung betr .

Ich bin ſeit 1897 in der Gemeinde als Bürger⸗

meiſter gewählt und iſt die Dienſtzeit im kommen⸗

den Jahr abgelaufen . Ich beziehe ein jährliches Ge⸗

halt von 2000 Mark und als Vorſtand und Kontrol⸗

leur der Gemeindeſparkaſſe 500 Mark . Bin geboren

am 4. Mai 1854 , habe alſo das 60 . Lebensjahr über⸗

ſchritten .
Die Reichsverſicherungsanſtalt für Angeſtellte in

Berlin - Willmersdorf hat anfangs beſchloſſen , daß

ich zur Angeſtelltenverſicherung beizuziehen ſei .

Ich bin aber nicht gen eigt , der Verſiche⸗

rung beizutreten .

Dürfte ich vielleicht um gefälligen Aufſchluß in

der nächſten Nummer bitten , ob §S 397 des Angeſtell⸗
ten⸗Verſicherungsgeſetzes in Frage kommt.

G. W. Bürgermeiſter .
Antwort .

Die Reichsverſicherungsanſtalt für Angeſtellte ,



die früher die Verſicherungspflicht der Bürgermeiſter

verneinte , hat dieſen Standpunkt neuerdings geän⸗

dert und ſich wiederholt dahin ausgeſprochen , daß

auch die Bürgermeiſter als Angeſtellte im Sinne des

Angeſtelltenverſicherungsgeſetzes zu betrachten und

deshalb , falls nicht ein geſetzlicher Befreiungsgrund

vorliege , als der Verſicherungspflicht unterliegend an⸗

zuſehen ſeien . Vorausſetzung für die Verſicherungs⸗

pflicht iſt in jedem Fall , daß das Amt als Bürger⸗

meiſter den Hauptberuf bildet , daß das Einkommen

5000 Mark jährlich nicht überſteigt und daß ein Be⸗

freiungsgrund nach §88 9 und 10 des Geſetzes nicht

vorliegt . Bürgermeiſter , die der Fürſorgekaſſe für

Gemeindebeamte angehören , ſind von der Angeſtell⸗

tenverſicherung in jedem Fall befreit .
Falls hiernach der Frageſteller als zur Ange⸗

ſtelltenverſicherung pflichtig erklärt werden ſollte ,

wird es ihm m. E. im Hinblick auf ſein Alter gleich⸗

wohl möglich ſein , ſeinem Wunſch entſprechend , von

werden . Frageſteller hatte2173Juherung verſchont

bei o3 GeCl es GeſeInkrafttreten dö

Lebensjahr vollendet .

1. Januar 1913 —-

das 55 . Wenn er nun der

Reichsverſicherungsanſtalt gegenüber erklärt , daß er

die nach § 395 des Geſetzes zur Abkürzung der Warte⸗

zeit erforderliche Nachzahlung , die ſich auf etwa 1500

Mark belaufen dürfte , nicht zu leiſten vermöge , ſo
U

ſicherung befreit werden .

aber nur auf Antrag . K.

Krankenhausbehandlung betr .

§ 371 R . ⸗V . ⸗O . Die Spitalverwaltung 38.
Amt S. und die daſelbſt anſäßigen Aerzte hatten ſich

gegen die Bezirkskrankenkaſſe Sch . beſchwert , weil

dieſe ihre der Spitalverpflegung bedürftigen Mitglie⸗

wird er wohl gemäß § 397 des Geſetzes von der Ver⸗

Dieſe Befreiung erfolgt

der in das Krankenhaus Sch . einwies und jenes in

Z. nur ausnahmsweiſe berückſichtigte .

hatten insbeſondere behauptet , ſie ſeien auf Grund

der Verhandlungen über den Aerztevertrag der be⸗

Die Aerzte

rechtigten Anſicht geweſen , daß der Zuweiſung von

Kranken an das Spital in Z. keine Schwierigkeiten

erwachſen würden ; auf dieſe Zuweiſung müßten ſie

Wert legen , weil die Patienten auch während der

zitalpflege in ihrer Behandlung bleiben wollten .

e Krankenkaſſe habe aber nachträglich mit dem

zital in Sch . ein Abkommen getroffen , wonach alle

zatienten in dieſes Krankenhaus eingewieſen würden

nd ſie beeinfluße ihre Mitglieder zugunſten dieſes

rankenhauſes , was gegen § 371 R. ⸗V. ⸗O. ver⸗

oße .

Die zur Aeußerung aufgeforderte Bezirkskran⸗

kenkaſſe beſtritt ſowohl die Legitimation der Beſchwer⸗

deführer wie die Verletzung des Geſetzes und betonte

noch beſonders , es ſei völlig aus der Luft gegriffen ,

daß nach dem Abſchluße des Aerztevertrages ein Ab⸗

F.

Æ
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kommen mit dem Krankenhauſe Sch . auf Zuweiſung

aller Patienten getroffen worden ſei .

Die Beſchwerde wurde wegen mangelnder Le⸗

gitimation der Beſchwerdeführer und weil unbegrün⸗

det abgewieſen .

Aus den Gründen :

„ Seit dem Beſtehen des K rantenverſicherungsge⸗
ſetzes bedient ſich die Krankenkaſſe Sch für die Spital⸗

verpflegung der beiden im Bezirk beſtehenden Kran

kenhäuſer Sch . und W. , mit denen im Jahre 1889

Verträge abgeſchloſſen wurden , die auch nach dem

Inkrafttreten der R. ⸗V. ⸗O. unverändert weiter be⸗

ſtehen ; außerdem wurden in dringenden Fällen

Kranke in das außerhalb des Kaſſenbezirks gelegene

Spital in Z. eingewieſen . ieſes Verhältnis trägt

allen Bedürfniſſen Rechnung und hat den Intereſſen

der Kaſſe wie ihrer Mitglieder ſeit 31 Jahren zur

vollen Zufriedenheit gedient , was ſchon daraus her⸗

vorgeht , daß während der ganzen Zeit nicht eine ein⸗

zige Beſchwerde erhoben worden iſt . Auch die Aerzte

von Z. haben nie etwas dagegen erinnert , wohl weil

ſie es für ſelbſtverſtändlich hielten , daß die Kaſſe

nicht auswärtige Krankenhäuſer in Anſpruch nehmen

werde , wo ſich in ihrem Bezirke zwei ſolcher befin⸗

den , die ſich den geſtellten Anforderungen jederzeit

gewachſen gezeigt hatten Die Ausſchließung des

Krankenhauſes in Z. iſt nicht verfügt , ſondern § 35

der Satzung läßt die Benützung im bisherigen Um⸗

fange zu , für dringende Fälle nämlich . Daraus

geht hervor , daß eine Benachteiligung der Beſchwer⸗

deführer gegen früher nicht eintreten wird . Aber

ſelbſt wenn die Bezirkskrankenkaſſe ſich ausſchließlich

der beiden in ihrem Kaſſenbezirke liegenden Kran⸗

kenhäuſer bedienen wollte , ſtände nur den Mitglie⸗

dern , nicht aber Aerzten , Apothekern und Kranken⸗

häuſern ein Beſchwerderecht zu ( vergl . Hahn , Hand⸗

buch der Krankenverſicherung §S 184 Zuſ . 6 und §

371 Zuſ . 1 R. ⸗V. ⸗O.

Die Behauptung der Beſchwerdeführer , die von

der Krankenkaſſe abgelehnte umfangreichere Benüt⸗

zung des Krankenhauſes in Z. verſtoße gegen § 871

3

D

8
8

U

Abſchnitt 2 R . ⸗V . ⸗O . , beruht auf ei⸗

nem Fehlſchluſſe , denn dieſe Beſtimmung

erwähnt die Krankenhäuſer der Gemein⸗

den , Stiftungen , Korporationen ꝛc. zweifellos nur

im Gegenſatze zu anderen derartigen Anſtalten ( Pri⸗

vatkliniken , Krankenhäuſer der Kaſſen ꝛc. ) . Die Be⸗

zirkskrankenkaſſe Sch . ſchließt die Krankenhäuſer der

Gemeinden und öffentlichen Verbände nicht nur

nicht aus , ſondern ſie bedient ſich ausſchließlich ſol⸗

cher , nämlich der in ihrem Bezirke gelegenen Kran⸗

kenhäuſer der Gemeinden Sch . und W. Ein Bedürf⸗

nis , außerhalb des Bezirks gelegene Krankenhäuſer

regelmäßig zu benützen , liegt nicht vor , was die Tat⸗



—

— 138 —

ſache beweiſt , daß in den 15 Jahren 1899/1913 das

Spital in Z. nur in 26 Fällen in Anſpruch genom⸗

men werden mußte . Ueberdies bieten die beiden

erwähnten Krankenhäuſer , wie amtskundig , minde⸗

ſtens das Gleiche wie jenes in Z. und die Beſchwer⸗

deführer können das Gegenteil auch gar nicht be —

haupten . Es iſt noch zu erwähnen , daß das Gr . Mi⸗

niſterium des Innern ſich zur Frage
durch Erlaß vom 8. Januar ds . Is . Nr . 57415 da⸗

hin ausgeſprochen hat , die “Beſtimmung in § 5 Ziffer

Buchſtabe b des ärztlichen Mantelvertrages ſei da⸗

hin zu verſtehen , daß die darin ausgeſprochene grund —

ſätzliche Gleichſtellu der „öffentlichen Kranken⸗

häuſer“ mit den in Buchſtabe A. erwähnten 2AnſtaA⸗

die im Kaſſenbezierke oder doch

rungsamtes befindlichen

3

Ein unt , der Bautenenkneſe 90 ⸗
El8 47—

V

S

ess
Juli fand hie

die finanzi⸗
t Kranken⸗
Mi -

einen Ueberblick

r Kaſſe und

lt die Kaſſe — —
öſten Gemeind

Ortskrankenkaſſ

der Fa . Joh . Roß Söhne ab⸗

elieferte ge ägt 34000 Mark . Die

Einnahmen im erſten Halbjahr bet
3

66 000 Mk. ,

urücklegung
Ein außer⸗

großer Teil ( nahezu ein

eßt den Aerzten zu . Der Krankenſtand

ide des erſten Halbjahres ſtändig

Es iſt jedoch zu hoffen , daß das

in dieſer Hinſicht günſtiger aus⸗

Ausgal

zum Reſer

Grdorn

rvefonden

Nach dieſen Au⸗ führungen des Herrn Vorſtands⸗U◻

vorſitzenden wurde die Wahl des chußvorſitzen⸗

den vorgenommen , die auf J 5oſef Kaufmann in Kehl

fiel . Unter ſeiner Leitung wurde die Tagesordnung

flott erledigt . Es wurde eine Krankenordnung er⸗

laſſen , ſowie die vom Vorſtand aufgeſtellte , durch das

neue Ge ſetz vorgeſchriebene Dienſtordnung für die

ſſenangeſtellten genehmigt . Die Vergütung der

wurde Vorſchlage des VorſtandesOrtsrecht er

feſtg
einigen Punkten bFeondert Zu erwähnen wäre

Sodann wurde die Satzung

davon nur , daß die Beſorgung des Meldeweſens
den Ortsrechnern , in Kehl der Kaſſenverwaltung über⸗

tragen wurde , ſowie daß die Beſtimmung über die

Bekanntmachungen dahin geändert wurde , daß ſolche

künftig in den im Bezirk erſcheinenden Zeitungen

erlaſſen werden .

Als erfreuliches Zeichen kann feſtgeſtellt werden ,

daß ſich bei den Verhandlungen von den in den

Vertretungen anderer Ortskrankenkaſſen in letzter

Zeit vielfach wahrgenommenen Kämpfen zwiſchen

Arbeitgebern und Verſicherten nicht die geringſte

Spur gezeigt hat , daß vielmehr alle Beſchlüſſe ein⸗

ſtimmig gefaßt wurden , und daß dasjenige gegenſei⸗

tige Verſtändnis vorhanden iſt , das zur gedeihlichen

Fortentwickelung der Kaſſe unumgänglich notw vendig
iſt .

D 8ie allgemeine Ortskrankenkaſſe für den Amts⸗

Be⸗bezirk Kehl umfaßt ſämtliche 29 Gen n des

zirks und hat 5100 Mitglieder . as Meldeweſen

iſt jetzt den Ortsrechnern Aer0l . Ortsrechner

ſnd in 27 Gemeinden vorhanden . Die Ortsrech⸗

ner führen die Einzugsliſten , ziehen die Beiträt

in ihren Gemeinden ein , zahlen die Kranken⸗ , Wo⸗

chen⸗ und Sterbegelder aus ( jedoch nur auf Anwei⸗

ſung der Kaſſenverwaltung ) , ſtellen die Kranken⸗

ſcheine aus . Abrechnung allmonatlich ſchriftlich . Kle⸗

begeſchäft
beſorgen ebenfalls die Ortsrechner . Sie

beziehen eine Vergütung von 6 Prozent der Kran⸗

kenverſicherungsbeiträge und 48 Prozent der In⸗

validenverſicherungsbeiträge . Portoauslagen wer⸗

Die Beiträge betragen 3 Prozent , der

niederſte Grundlohn 1 Mark , der höchſte 6 Mark . —
den erſetzt . —

6 . Sonſtiges .

Ferner r wird d7*

ſtützungskaſſe das auf über 1000

iſt , zur Unterſtützung in Not

Mitglieder verwendet . Auck

Sparkaſſe haben bereits

rung der Not eingeſtellt
Redolteen

( Erntearbeit )
5

Zahl Männer infolge Arbe

fühnng d
die Stadtverwaltung iſt

falls bei ihr Wün
ſche wegen Arl

ieſelben fleißigen , arbeits wi

klernämir
Die Stadt würde

ſolcher Aufträge auch in die Lage
zu beurteilen , ob die Klagen über

2

genheit berechtigt ſind . In der Umge

ſchon mehrere Arbeiter vergeblich als Er

Iſe

gemeldet .
Aus dem Amt Vonndorf J

ſtädtchen wird ein Reſervelazarett für kran

wundete Krieger errichtet , deſſen Verwalti

tung der Ortsausſchuß vom „ Roten Kreuz '
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Frauenverein unter Mitwirkung des Vinzentiusvereins

übernommen hat . Um die hierzu erforderlichen erheb⸗

lichen Mittel flüſſig zu machen , hat der Großh . Amts⸗

vorſtand eine Verfügung an die Gemeinderäte und

Pfarrämter erlaſſen , betreffs einer Geldſammlung von

Haus zu Haus , zu der die bezirksamtliche Erlaubnis

zugleich erteilt wurde .

Speyer . Die Stadt Speyer hat einen eigenen

Müllereibetrieb eingerichtet , indem ſie die Roggen⸗

mühle mit Bäckerei angekauft hat . Die Stadt kauft

Korn von den Produzenten ein und will als Bäcker

Leute einſtellen , die bisher nicht mehr auf ihrem Ge⸗

werbe gearbeitet , aber jetzt arbeitslos geworden ſind .

Sie will damit der Brotnot und der Arbeitsloſigkeit

ſteuern .
Ein Mittel gegen Wundwerden . Unſern Sol⸗

daten dürfte es nützlich ſein zu wiſſen , daß für wund⸗

gelaufene Füße , wundgerittene Schenkel uſw . der Schaum

einer milden Seife mit kräftigem Kamillentee ange⸗

macht , von verblüffender Heilkraft iſt .

Der Mangel an Silbergeld iſt , wie uns von

zuſtändiger Seite mitgeteilt wird , in erſter Linie auf

das Publikum ſelbſt zurückzuführen . Trotzdem die

Reichsbankſtelle in der letzten Zeit viele Millionen

Silbergeld in den Verkehr brachte , trat doch eine

empfindliche Wechſelgeldknappheit im öffentlichen Ver⸗

kehr ein , weil viele Leute das Hartgeld zurückbehalten
und aufſpeichern und ihre Zahlungen nur mit kleinen

und größeren Banknoten machen . Faſt alle Geſchäfts⸗

leute machen die Beobachtung , daß viele Kunden eine

Kleinigkeit kaufen und dieſelbe mit Papiergeld bezah⸗

len , nur um Hartgeld herauszubekommen . Dieſes

Gebahren und die Aufſpeicherung des Silber⸗ und
des Goldgeldes iſt ſinnlos und gerade in der jetzigen

Zeit dem Reiche ſchädlich . Dem Einzelnen kann es

vollſtändig gleichgiltig ſein , ob er Hart⸗ oder Papier⸗

geld in ſeinem Geldſchrank oder ſonſtigen Aufbewah⸗

rungsort bat , denn beide behalten während und nach

dem Kriege ihren vollen Nennwert , dagegen iſt es für

die Geſamtheit unſeres Wirtſchaftslebens von größter

Bedeutung , daß das Hartgeld im Umlauf bleibt . Wer

Gold⸗ oder Silbergeld dem Verkehr entzieht und bei

ſich aufſpeichert , ſchadet dem Vaterland , das möge

man doch endlich einſehen !

Zahlungen an die Gemeinde⸗ und Stadtkaſſen
betr . Während der Mobilmachungstage hat der

Stadtrat K. und andere folgende Bekanntmachung er⸗

laſſen :
Die vielfach verbreitete Anſicht , daß während des

Krieges Zahlungen nicht zu leiſten ſeien , iſt irrig .

Ein allgemeiner Zahlungsaufſchub , ſog . Moratorium ,

iſt bis jetzt nicht in Ausſicht genommen . Es hat da⸗

her jedermann bei Vermeidung der Klage und Voll⸗

ſtreckung allen ſeinen Zahlungsverpflichtungen genau

ſo wie in Friedenszeiten nachzukommen . Geſchieht
dies , ſo wird der Zahlungsverkehr bald wieder in

normaler Weiſe ſich abwickeln . Die gegenwärtige

Stockung beruht lediglich auf der Zurückhaltung der

Zahlungen , nicht auf dem Mangel an Geld . Jeder

der zahlt , ſetzt auch denjenigen , der bezahlt wird , in

dere Zinſen uſw . pünktlich bezahlt werden .

die Lage , ſeinerſeits ſeinen Verpflichtungen nachzu⸗

kommen .
Die Stadtgemeinde hat bisher alle Rechnungen

weiterbezahlt und wird auch damit for fahren . Um

ſich die erforderlichen Mittel zu beſchaffen , wird ſie

rückſichtslos darauf beſtehen , daß auch an ſie Umla⸗

gen , Strom⸗ , Gas⸗ und Waſſergeld , Pacht⸗ und an⸗

Von einer

Aufſchiebung kann keine Rede ſein .

Das gleiche gilt für die Sparkaſſe .

Zu Gunſten der im Felde befindlichen Soldaten

ſind durch Geſetz vom 4. Auguſt 1914 Schutzvor⸗
ſchriften gegeben , die im Weſentlichen dahin gehen ,
daß das Verfahren in Klageſachen bis zur Beendi

gung des Kriegszuſtandes unterbrochen wird und daß

die Verſteigerung gepfändeter Gegenſtände und Grund⸗

ſtücke ausgeſchloſſen iſt . Ueber das Nähere gibt das

Bürgermeiſteramt Auskunft .

Lebensmittelpreiſe bete . Um einer übertriebe⸗

nen Preisſteigerung vorzubeugen , werden in der Stadt

K. die Preiſe für die nötigſten Lebensmittel vom

Stadtrat feſtgeſetzt und in der Preſſe den Einwoh⸗

nern bekannt gegeben . Dies iſt nötig in einer Zeit ,

in welcher von Einzelnen der Verſuch gemacht wird ,

die ſchwierige Lage vieler Ortseinwohner zu ihren

Gunſten auszunützen .
Die Preisfeſtſetzung für verſchiedene Lebensmittel

durch den Stadtrat K. lautet beiſpielsweiſe für Weiß⸗

mehl 25 , Gries 26 , 30 und 35 Pf . ( gewöhnlicher ,
beſſerer , indiſcher ) , Reis 35 , Reis Karolina 45 Pf . ,
Erbſen halbe 28 , Viktoria 30, Rieſenerbſen 32 Pf .

Zucker ( gewöhnlicher ) 31, Stoßzucker 32, Würfelzucker

33 Pf. , Salz 10 Pf . Kaufleute , welche höhere Preiſe

verlangen , ſind dem Bürgermeiſteramt namhaft zu

machen .

Krieg und Börſe .
Der bekannte Börſenberichterſtatter der Zukunft ,

der unter dem Pſeudonym „ Ladon “ regelmäßig für

dieſe Zeitſchrift ſchreibt , bringt in deren neueſter
Nummer ganz vorzügliche Betrachtungen über Krieg

und Börſe , die viel zur Beruhigung der Gemüter bei⸗

tragen wird . Es mögen deshalb dieſe Ausführungen
auszugsweiſe folgen :

Daß beim erſten Erſcheinen des Kriegsgeſpenſtes
die Börſen von Wien , Paris und von Petersburg

ſchlimm ausſehen würden , war zu erwarten . Die

Kataſtrophen in London und Berlin aber mußten

überraſchen . London hatte während der letzten Bör⸗

ſenkriſen in Paris und Petersburg geſagt , im Be⸗

reich der Stock Exchange gebe es keine gefährlichen

Stoffe . Das engliſche Publikum ſei ſchon lange in

ſeinen Wertpapiergeſchäften vorſichtig geweſen und

nach der Entwertung der ſüdamerikaniſchen und meri⸗

kaniſchen Papiere kein ernſthafter Verluſt zu fürchten.
Dieſe Diagnoſe war falſch . Man brauchte nur den

Kurs der engliſchen Konſols zu ſehen , um die Er⸗

ſchütterung der Börſe zu erkennen . Auch in Berlin
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war der Zuſammenbruch arg . Wo blieben die Retter ,
die Banken , von deren hilfreichem Schutz man in

Friedenstagen ſo oft gehört hatte ? Sie mußten die

Börſe ſich ſelbſt überlaſſen . Am zweiten Tag , als

man den Umfang der Verwüſtung ſah , wurden Er⸗

leichterungen für die Ultimoliquidation beſchloſſen .
Weniger konnte man nicht tun . Aber die Wirkung
dieſes erſten Entſchluſſes wurde gelähmt . Viele aus⸗

ſche Reich von ſeinen Feinden beſiegt werden ſollte ,
wird es nicht aufhören , zu beſtehen . Bares Geld iſt

zwar der am leichteſten greif - und begreifbare Aus⸗

druck des Vermögens ; aber wenn die Kataſtrophe ſo
groß iſt , daß die Staatspapiere in ihren Lebensbe⸗

dingungen wanken , dann nützt auch das bare Geld

nicht mehr . Das Publikum hat , wie bei jeder politi⸗

ſchen Störung , die Sparkaſſen belagert . Alles iſt aus⸗

ländiſche Börſen hatten die Schlagbäume herunterge⸗
laſſen und den Verkehr auf den Effektenmärkten ge⸗

ſperrt . Dadurch war Berlin zum Sammelpunkt al⸗

ler Verkäufe , ernſthafter und beſonders ſpekulativer ,
geworden . Was Wien zu Haus nicht loswerden

konnte , ſchob es nach Berlin ab .

käufer “ , die Herren Baiſſiers , die im Kriegsfall eine

Und die „ Leerver⸗

beſonders üble Rolle ſpielen , nutzten und trieben die

Angſt des Publikums durch Blankoabgaben . Dieſes

Spiel einheimiſcher und fremder Contremineurs ver —

anlaßte Banken und Börſenvorſtand , die Sperrung
des Termingeſchäftes zu verfügen . Ultimokurſe

wurden nicht mehr notiert . Der Handel blieb auf
den Umſatz gegen Barzahlung beſchränkt . Dieſe Vor⸗

ſicht hatte eine ſchlechte Folge : durch das Fehlen des

Ultimoverkehrs , der die „ Unruhe “ , das Gleichgewicht⸗

pendel , im Börſengetriebe dargeſtellt , blieb der Kaſſa⸗
markt ſich ſelbſt überlaſſen ; und die Kurſe der Ter⸗

minpapiere ſanken noch tiefer , obwohl Kaufordres aus

dem Publikum vorlagen . Wenn man aus friedlichen

Tagen auf die jüngſte Börſennot zurückblickt , wird

man die verfehlte Wirkung der Sperre des Ultimo⸗

geſchäftes unter die guten Lehren des Krieges auf -

nehmen . Auch über den Nutzen der Börſenſchließung

läßt ſich ſtreiten .
Ausdruck der Furcht vor der eigenen Angſt .
will verhindern , daß die Kurſe durch haſtige Ver⸗

käufe ruiniert werden . Gut . Man hindert aber

auch die Möglichkeit neuer Käufe , die doch möglich

waren . Nicht jeder iſt ſo töricht , einen Krieg für

den ſicheren Weltuntergang zu halten . Jedenfalls

iſt das deutſche Volksvermögen aus Werten zuſam⸗

mengeſetzt , die ein Sturm nicht ſchnell wegblaſen

kann . Herbſt und Winter des Jahres 1912 , die den

Beginn des Balkankampfes brachten , hinterließen

dem deutſchen Effektenkapital einen Verluſt von 3000

Millionen . Die ſind wieder eingebracht worden . Nur

wer verkaufen mußte , weil er mit geborgtem Geld

gekauft hatte , oder der Aengſtliche , der nur noch Ka⸗

taſtrophen ſah , verlor ſein Geld . Für die anderen

bedeutete der Kursfall nur eine „rechneriſche Verſchie⸗

bung “ , die ſpäter wieder ausgeglichen wurde . So iſt

es immer geweſen , wenn ſich im Effektenbereich ſtarke

Veränderungen zeigten ; und ſo wird es wieder wer —

den . Die deutſchen Reichs⸗ und Staatsanleihen ſind

von der Exiſtenz des Reiches und der Bundesſtaaten

abhängig . Iſt es nötig , mit dem Verſchwinden die⸗

ſer Machtgebilde zu rechnen ? Selbſt wenn das Deut⸗

Man

Sie iſt im Grunde doch nur ein

gezahlt worden . Aber die Sorge um die Sicherheit
des in den feuerſicherſten Kaſematten bewahrten Gel⸗

des iſt doch ein die öffentliche Meinung belaſtendes

Moment . Die 20 Milliarden deutſcher Spargelder ,
die in den öffentlichen Sparkaſſen liegen , ſind keiner

Gefahr ausgeſetzt . Ihre Decke beſteht zum größten

Teil aus Hypotheken , zum kleineren aus Staatspä⸗

pieren . Und für das Sparkaſſengeld haftet nicht nur

das materielle Vermögen , ſondern auch das Wort

und der Beſitz von Stadt , Kreis und Staat .

Die Induſtrie wird durch die Einengung des

Geldſtromes nicht in ihren Lebensfunktionen getrof⸗
fen . Sie kann , im beſten Fall , nur mit halber Kraft

arbeiten und vermindert dadurch ihre Ausgaben ,
wenn auch die Löhne ſteigen . Die Zahl der Arbeiter

wird viel kleiner und der Wert der Zurückbleiben⸗
den ſteigt . Trotzdem ſind die Unkoſten mit den Sunr⸗

men , die der normale Betrieb erfordert , nicht zu ver⸗

gleichen . Die Geſellſchaften werden nach dem Frie⸗

densſchluß wieder rentabel . Eine völlige Vernich⸗
tung des induſtrieellen Beſitzes iſt undenkbar . Kohle
und Erz ſind Reichtum , den kein Feind uns rauben

kann . Die Hochöfen , Walzenſtraßen , Maſchinen , elek⸗

triſchen Zentralen können zerſtört werden . Sie ſind
aber , durch ſolide Bilanzierung , ſo niedrig bewertet ,

daß ihre Wiederherſtellung , mit Hilfe der vorhandenen

Fonds , kein allzu ſchweres Opfer ſein wird . Und

die Vernichtung dieſer Beſitztümer ( in den Bergwer⸗
ken ſteckt ein Kapital von rund 6000 Millionen ) iſt

ſo unwarſcheinlich , daß ſelbſt Peſſimiſten ſie nicht in

Frage ziehen . Viele Unternehmen haben große Bank⸗

guthaben . Die induſtriellen Schuldverſchreibungen ,
von denen faſt vier Milliarden in Umlauf ſind , wer⸗

den ihre Zinſen wohl weiter zahlen . Tritt eine Stok⸗

kung ein , ſo iſt ſie ja durch den Ausfall der Einnah⸗
men genügend erklärt und braucht nicht etwa als

Symptom einer Gefährdung des Kapitals ſelbſt auf —

gefaßt zu werden .

Wie lange es dauern kann ? Vielleicht geht es

ſehr ſchnell , vielleicht ſieht man viele Monde wechſeln ,

ehe Friede wird . Aber es gibt eine ſichere Chance :

vas der Krieg zerſtört hat , muß raſch erſetzt werden .

Unſere Technik kann es auch vaſch erſetzen . Nur darf

das Geld , das als Mittel zur Sanierung nötig iſt ,

nicht verſteckt oder ins Ausland gebracht werden .



Deutſchlands finanzielle Kriegsrüſtung .

Die „ Norddeutſche Allgem . Zeitung “ ſchreibt über

die finanzielle Kriegsrüſtung Deutſchlands u. a . :

„ Die finanzielle Kriegsrüſtung Deutſchlands be —

ſtand die Probe während der erſten der Mobilmachung

vorausgehenden und ihr folgenden Tage glänzend .

Die anfangs einſetzende Zahlungsmittelkriſis iſt über⸗

wunden . Das Rückgrat unſerer Finanzkraft , die

Reichsbank , ſteht unerſchüttert und kraftvoll da Das —
5lin2

Die eord⸗
ſelbe gilt von den großen Bankinſtituten in Ber

und den Provinzen . vom Bundesrat ang

neten Maßnahmen werden zur Hebung der finanziellen

Lage beitragen . Trotzdem treten täglich an die Reichs⸗

leitung erneut Wünſche heran wegen Erlaſſes eines

allgemeinen Moratoriums . Dieſen Wünſchen kann

und darf im Intereſſe der Allgemeinheit nicht nach —

gegeben werden .

torium kann nicht in Ausſicht genommen werden .

Die wirtſchaftlichen Verhältniſſe wie die ſich ihnen

notwendig anpaſſende Organiſation der finanziellen

Mobilmachung ſind bei uns anders geartet als in

anderen Ländern . Kein Land der Welt iſt in allen

Schichten der Bevölkerung ſo auf den Kredit gebaut

wie Deutſchland . So groß die Erfolge waren , um

in geſicherter Friedenszeit unſere wirtſchaftliche Arbeit

und Entwicklung zu fördern , ſo groß iſt die Schwierig⸗

keit , dieſem eng verſchlungenen Kreditſyſtem in ſchwerer

Zeit die Weiterarbeit zu ermöglichen . Dieſe Möglich⸗
keit kann vorausſichtlich nur geſichert werden , wenn

es gelingt , die Zahlungsleiſtung und Zahlungspflicht

aufrecht zu erhalten . Ein allgemeines Moratorium

würde leicht die Räder unſeres Wirtſchaftslebens zum

Stillſtand bringen , wäre aber kaum denkbar und

durchführbar .
Die Kriegsanleihen des Reiches werden vom

deutſchen Volke allein aufgebracht werden müſſen .

Es wird hierfür allein ein erheblicher Teil der von

der Bevölkerung den Banken , Sparkaſſen und

Genoſſenſchaften , auf weit über 30 Milliarden ſich

belaufenden baren Gelder und Bauforderungen flüſſig

gemacht und flüſſig erhalten werden müſſen . Hieraus

folgt , daß ſich das Moratorium von vornherein gar⸗

nicht erſtrecken könnte auf Forderungen und Zahlungs⸗

verpflichtungen von Reich , Staat , öffentlichen Körper⸗

ſchaften , Verſicherungsanſtalten , Kreditinſtituten aller

Art , von der Reichsbank bis zum kleinſten Bankinſtitut

und zwar als Einzelgenoſſenſchaften . Muß man ihnen

aber allen die Zahlungspflicht auferlegen , ſo wird

man ihnen auch die nötige Vorausſetzung dafür laſſen

müſſen , das Recht der Einziehung ihrer Forderungen .

Selbſtverſtändlich kann das Recht nicht ohne die not⸗

wendige Rückſichtsnahme ausgeübt werden , aber die

allgemeine Aufhebung der Zahlungspflicht erſcheint
unmöglich .

Nicht viel anders aber liegt es mit einem Teil⸗
moratorium . Jedes Teilmoratorium birgt die Gefahr

in ſich, daß es zwar zunächſt die Schuldner ſchützt ,

aber in ganz gleicher Weiſe die Gläubiger belaſtet .

Aus dieſen allgemeinen Geſichtspunkten heraus ergab

ſich die Notwendigkeit für Deutſchland , die finanzielle

Kriegshilfe ſo zu organiſieren , daß die allgemeine
Zahlungspflicht und Zahlungsleiſtung aufrecht erhalten
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wwerden kann . Und die Organiſation erfolgte durch

die lang vorbereitete , kraftvolle Stellung der Reichs⸗

bank und die überall eingerichteten und in ihrem

Wirkungskreis von Tag zu Tag erweiterten Darlehens —

kaſſen in weitem Umfange . So weit das nicht der

Lücken , vor allem einer⸗Fall iſt , bleiben freilich noch

ſeits bei unſerem Exporthandel , andererſeits aber bei

einer großen Zahl von kleinen und mittleren Gewerbe

treibenden , die weder über bankfähige Wechſel noch

über dem den Lombard zugängige Werte und Waren

lager verfügen . Hier muß und wird eingeſetzt und

ſchnell gehandelt werden müſſen . Für den Export⸗

handel wird eine weſentliche Hilfe ſchon gebracht wer⸗

den können durch den Erlaß eines in ſich geſchloſſenen
und keine weiteren Kreiſe ziehenden , nur die Wechſel —⸗

forderungen und Schulden an das Ausland ergreifen —
den Moratoriums .

Für die anderen Fälle wird die Lücke durch lokale

Organiſation und Selbſthilfe geſchloſſen werden müſſen .

Gangbare Wege hierfür ſind bereits in Hamburg be —

treten und in Berlin in Vorbereitung , um wenigſtens

einen mäßigen Teil ſichere Privathypotheken in andere

Kreditformen umzugießen und liquid zu machen .

Auf ſolchen und ähnlichen Wegen wird in Erweiterung

des Zwecks weitergeſchritten werden müſſen . Es wird

ein tatkräftiges und ſchnelles Zuſammenarbeiten aller

beteiligten Intereſſenkreiſe und Inſtanzen einſetzen

müſſen . Dieſe Aktion iſt bereits in die Wege ge

leitet und wird hoffentlich dazu führen , die geſunden

Stützen in unſerem Wirtſchaftsleben zu erhalten .

Unbedingte Vollwertigkeit des Papiergeldes . Es

kann in dieſen Tagen nicht genug der durchaus fal⸗

ſchen Anſicht entgegengetreten werden , daß nach Aus⸗

bruch des Krieges das Geld rar werden müſſe , das

Papiergeld ſeinen Wert verlieren , die Geldmittel her⸗

gebenden Kaſſen geſchloſſen würden und jeder Vor⸗

ſichtige darnach trachten müſſe ſich mit möglichſt viel

Vorrat an Geld und Lebensmitteln zu verſehen .

Demgegenüber iſt zu ſagen , daß von einer Schließung

unſerer , unſer geſundes Wirtſchaftsleben ſtützenden

Anſtalten nicht die Rede ſein kann . Auch braucht an

der Sicherheit unſerer bewährten Gemeinde⸗ und

ſtädtiſchen Sparkaſſen , hinter denen zuletzt das ge⸗

ſamte Vermögen der betreffenden Kommunen ſteht

und unſerer mit reichlichen Reſerven ausgeſtatteten

Banken nicht gezweifelt zu werden . Und das Reich

und die Reichsbank ſind derart finanziell gerüſtet , daß

dem Bedarf der Heeresverwaltung und des Verkehrs

an Geldmitteln im vollen Maße entſprochen werden

kann . Gold und Silber aber muß in den Kaſſen der

Reichsbank verbleiben , damit dieſe in der Lage bleibt ,

die genügende Menge an Papiergeld , welches durch

das Metall gedeckt wird , zur Verfügung ſtellen zu

können . Deshalb behelfe ſich jeder , ſo gut es geht

mit Papiergeld , welches geſetzliche Zahlkraft

hat und von jedermann zum vollen Werte in Zah⸗

lung genommen werden muß , und auch ſeinen Wert

nicht verlieren wird . Wer daher in dieſer Zeit Gold
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und Silber künſtlich zurückhält oder Papiergeld zu⸗

rückweiſt , begeht einen Frevel gegen das Vaterland

und die Allgemeinheit , der handelt unpatriotiſch , mag
ſeine Geſinnung ſein wie ſie will , genau ſo gut , wie

der Geſchäftsmann , welcher die augenblickliche Lage

ausnützt , um ſich bei Abgabe von Lebensmitteln einen

Ueberverdienſt zu verſchaffen oder derjenige , welcher

glaubt , jetzt ſeine Schulden nicht bezahlen zu brau⸗

chen . Man laſſe nicht mehr Geld wie unbedingt not⸗

wendig zinslos zu Hauſe liegen , wo es außerdem

leicht geſtohlen werden kann , ſondern führe es den

Sparkaſſen zu , wo es jederzeit nach Bedarf abgeho —

ben werden kann .

Nur wenn wir feſt zuſammenhalten , jeden Klein —

mut und jede Schwarzſeherei von uns weiſen , können

wir beſtehen . In Kriegszeiten werden ſelbſt Bons

und Anweiſungen dadurch zu Geld , daß jeder ſie
annimmt . Und da ſollen wir uns bedenken , unſer

abſolut vollwertiges Papiergeld , hinter welchem die

Steuerkraft des Reiches und die Notendeckung der

Reichsbank ſtehen , anzunehmen ? Nur die Kopfloſig⸗
keit der erſten Beſtürzung kann ſo etwas entſchuldi⸗

gen !

Inbeſonnenheit ſteckt an , wie das ebenſo unſin⸗

nige Verproviantieren mit Lebensmitteln gezeigt hat .
Aber auch Mut und Beſonnenheit verfehlen glück⸗

licherweiſe ihre Zugkraft nicht . Möge jeder in ſeinem

Kreiſe wirken und mit gutem Beiſpiel vorangehen !
Wenn aber der Unfug im Geldweſen nicht aufhört ,

mögen diejenigen Geſchäftsleute , die den Kopf oben

behalten haben , bekannt geben , daß ſie Papiergeld

annehmen , u. dadurch die Konkurrenz aus dem Felde

ſchlagen .

Karlsruhe . Eine ſtädtiſche Häuſerkaſſe iſt in

Karlsruhe geründet worden . Sie hat nach den aus⸗

gearbeiteten Satzungen den Zweck , die Bautätigkeit

insbeſondere die Erſtellung von Kleinwohnungen in

Karlsruhe zu fördern durch Gewährung hypotheka⸗

riſch geſicherter , verzinslicher Darlehen . In zweiter

Reihe ſoll die Kaſſe auch dem Kreditbedürfnis der

Eigentümer in Karlsruhe ſchon erbauter Häuſer die⸗

nen , indem ſie auf ſolche Häuſer erſte Hypotheken ge⸗

währt . Die Stadtverwaltung fordert vom Bürger⸗

ausſchuß in einer Vorlage zur Gründung der Kaſſe

vorerſt den Betrag von 500 000 Mark aus Anlehens⸗

mitteln .

Raſtatt . Der Gemeinderat hat einen Antrag an

den Bürgerausſchuß gelangen laſſen , wodurch die

Gebühr des Totengräbers für die Umbeſtattung der

Leichen erhöht werden ſoll . Für das Ausgraben und

Umbeſtatten einer Leiche in ein anderes Grab ſollen

bei Erwachſenen und Kindern ſtatt 24 Mark 40 Mark

bezahlt werden .

Stockach .

Vertrag mit Laufenburg bezüglich Einführung des

Der Bürgerausſchuß genehmigte den

elektriſchen Lichtes . — Auch in Raithaslach fand

bezüglich der Einführung des elektriſchen Lichtes eine

Gemeindeverſammlung ſtatt . Nach einem vorge⸗

legten Koſtenvoranſchlag betragen die Koſten für die

Erſtellung des Transformatorenhauſes und des Orts⸗

netzes zirka 12 000 M. Nach klarer Darlegung von

ſeiten des Bürgermeiſters Manogg wurde die vorge —

legte Frage gutgeheißen .

Steißlingen . Der Bürgerausſchuß genehmigte
die Verträge mit Laufenburg zur Einführung der

Elektrizität , ſowie die Aufwendung eines Kapitals

von rund 33 000 M. zur Erſtellung des Ortsnetzes .

Davon ſollen 20 000 Mark durch einen außerordent —

lichen Holzhieb und der Reſt aus dem Grundſtocks —

vermögen der Gemeinde gedeckt werden . Die In⸗

ſtallation der Hausleitungen wird veranſchlagt zu

rund 50 000 Mark ; ſie wird von den Hausbeſitzern

bezahlt . Doch übernimmt auch dieſe Ausgabe vor⸗

ſchüßlich die Gemeinde gegen eine 5jährige ratenweiſe

Rückzahlung . Es ſind hier einſtweilen 60 Motore

und 1300 Lampen angemeldet . Die Zuleitung wird

im Süden des Amtsbezirks Stockach beginnen ; Steiß⸗

lingen und Stahringen werden die erſten Orte ſein ,

die mit Elektrizität verſorgt werden .

Villingen . Von der hieſigen Baugenoſſenſchaft ,

die durch den Beitritt von 50 neuen Mitgliedern eine

ganz befriedigende Weiterentwicklung nimmt , werden

in dieſem Jahre im ganzen 20 neue Wohnungen be⸗

ſchafft . Die geſamten Baukoſten belaufen ſich auf

90 bis 100 000 Mark . Die Seidenſpinnerei W.

Schröder u Cie . hat der Baugenoſſenſchaft größere

Kapitalien zu billigem Zinsfuß für eine Reihe von

Jahren überlaſſen .

Waldshut . Der Gemeinderat beſchloß vorbe⸗

haltlich der Genehmigung durch den Bürgerausſchuß

und des Miniſteriums eine ſtädtiſche Anleihe im

Betrage von einer halben Million Mark aufzu⸗

nehmen .

7 . Bad . Landgemeindenverband .
Verbandsentwickelung . Dem Verband ſind

weiter beigetreten : Gamshurſt , Amt Achern ; Nieder⸗

waſſer , Amt Triberg ; Lehningen , Amt Pforzheim ;

Altlußheim , Amt Schwetzingen ; Welſchenſteinach ,

Amt Wolfach ; Dottingen , Amt Staufen .

Die Ehrenurkun de für 25 jährige Dienſt⸗

zeit erhielten die Herren Bürgermeiſter Morath in

Hochdorf , Amt Freiburg und Feiertag in Nieder⸗

waſſer , Amt Triberg

Haftpflichtverſicherung . Neuanträge haben bei

unſerer Vertragsgeſellſchaft , der Oberrheiniſchen in

Mannheim , geſtellt :

Schwenningen , Amt Mefßkirch ; Unterkirnach ,

Amt Villingen ; Neibsheim , Amt Bretten , Aach , A.
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Engen ; Königsbach , Amt Durlach ; Ziegelhauſen , A.

Heidelberg ; Eigeltingen , Amt Stockach ; Waſſer , Amt

heim , A. Ueberlingen u. Eppelheim , A. Heidelberg .

Kündigungen ſind erfreulicher Weiſe inzwiſchen
keine mehr erfolgt .

Feuerverſicherung . Stand nach der letzten Ver⸗

öffentlichung in der Nr . 7. 2749500

Zugang bis 25 . Juli :

Gamshurſt , Amt Achern 26400

Oberwangen , Amt Bonndorf 9100

Oberwangen , A. Bonndorf , Schulverband 2600 %/

Miſtelbrunn , Amt Donaueſchingen 2400 &f .

Hauſen v. W. , Amt Donaueſchingen 14900 l4
Kirrlach , Amt Bruchſal 1000

Gottmadingen , Amt Konſtanz 10000 l

Gailingen , Amt Konſtanz 27400 &f

Kluftern , Amt Ueberlingen 9000 4f .

Mörſch , Amt Ettlingen 9400 .

Ebnet , Amt Freiburg 2800

Summe : 2864500 /¼

7 Gemeinderechner Eduard Zähringer in Burg
( Amt Freiburg ) . An deſſen Stelle wurde deſſen Sohn
zum Rechner ernannt .

Am 4. Auguſt erlag einem tückiſchen Magen⸗
leiden Verbandskaſſier und Bezirksvereinsvorſtand
Bentzinger in Mannheim .

10 . Briefkaſten .
Hr. F. in G. Ueber mangelndes Intereſſe Ein⸗

zelner an der Verbandsſache wird auch in Beamten⸗
kreiſen Klage geführt . Welches die Urſachen der Gleich⸗
gültigkeit auf dieſem für die Allgemeinheit überaus

wichtigen Gebiete ſind , ſoll hier nicht näher be⸗

ſprochen werden . Dagegen wollen wir auf eine

Zeitſchrift hinweiſen , die vor kurzem als

88 auf eine Anfrage folgendes geſchrieben
hat :

„ Als Gründe für die Nichtzugehörigteit Einzel —
ner zu ihrer Standes - Organiſation ſind hauptſäch⸗
lich anzuſehen :

J. Die Selbſt ſucht , eine häßliche menſchliche
Eigenſchaft ; man läßt gerne die anderen für ſich
Beiträge bezahlen und arbeiten . In die⸗
ſer Hinſicht gibt es Menſchen , die ſich cuch gar nichts
übel nehmen , für einige Mark iſt ihnen jede Kol⸗

legialität feil .
2. Die mangelnde Erkenntnis des

Wertes einer geſchloſſenen Organi⸗
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3. Die Verärgerung über ungenü⸗
gendes Vorwärtskommen uſw . Gar
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Emmendingen ; Schwackenreute , A. Stockach ; Ried⸗ mancher Beamte faßt die Zugehörigkeit zu ſeiner

Standesorganiſation dahin auf , daß dieſer auch da⸗

für zu ſorgen habe , daß ihm dieſe oder jene ge⸗
wünſchte Stelle ( Beförderungsſtelle ) übertragen
werde . Erfährt er in dieſer gewiß kindlichen oder

beſſer geſagt kindiſchen Auffaſſung über die Aufgaben
ſeiner Standesvereinigung eine Enttäuſchung , dann

geht ſeine ganze Verbandstreue ſchnöde in die Brüche ,
er tritt aus demſelben aus , macht , wie ein böſer

Bube , nicht mehr mit . Es gibt Menſchen , die kom⸗

men über die erſten 10 bis 12 Jahre ihres Lebens

nie hinaus .
4. Die Entzweiung mit dem einen

oder anderen Verbandskollegen . Ja ,
es iſt wahr , auch ſchon aus dieſem Grunde ſind Be⸗

amte verbandsuntreu geworden . Es gibt doch ſon⸗
derbare Heilige auf der Welt , ſie machen immer

andere , nur nicht ſich , für ihnen zugeſtoßene Unan⸗

nehmlichkeiten verantwortlich !
5. Die Unfähigkeit ,ſich fremdem Wil⸗

len anzupaſſen . Der Außenſeiter bringt es

nicht über ſich , ſeiner Standesorganiſation anzuge⸗

hören , da er dann gezwungen wäre , auch andere Mei⸗

nungen gelten zu laſſen , was ſeinem Standpunkte

nicht entſpricht . Er zählt zu den Menſchen , die

mit ſich und der ganzen Welt meiſtens unzufrieden
und zerfallen ſind . “

Der Hauptinhalt dieſer Zeilen läßt ſich auch auf
andere Organiſationen übertragen . Mögen diejeni⸗
gen , die es angeht , dieſe Ausführungen nicht ein⸗

mal , ſondern mehrmals durchleſen . Vielleicht

„ dämmerts “ auch bei ihnen .

Mitteilungen .
Infolge der Kriegsereigniſſe hat ſich das Erſchei —

nen dieſer Nummer etwas verzögert .

Von dem Broſchürchen „ Sparkaſſen und Krieg “
ſind noch einige Tauſend Stück bei J . Winter in

Konſtanz — Huſſenſtraße — vorrätig , die um den

Herſtellungspreis abgegeben werden .

Ueber Kriegsleiſtungen ꝛc. iſt Näheres zu fin⸗
den im Haudbuch für Gemeindebeamte unter

ſation . Gar viele Beamte ſtehen in der Erfaſſung
der Verhältniſſe der Gegenwart weit hinter dem

einfachen Arbeiter zurück . Der Arbeiter hat es

längſt begriffen , daß er für ſich allein nichts errei⸗

chen kann und daß nur die Organiſation ihm und

ſeinem Stande Vorteile bringen kann . Dagegen be⸗

ſitzt gar mancher Beamte dieſe Erkenntnis noch nicht .
Ein ſolcher iſt jedenfalls keine Zierde ſeines Standes .

Ziffer 384 bis 365 oder in den betr . Aktenheften .
Das Handbuch iſt bis auf den neueſten Stand er —

gänzt und kann ſolches mit dem Ergänzungsbogen
bei Spachholz & Ehrath in Bonndorf bezogen
werden .

Zu den einzelnen Ziffern wird ergänzend bemerkt

Ziffer 348 . Die Beſtimmungen der Wehrordnung
ſind durch den kaiſerl . Erlaß vom 19 . Auguſt 1910

( Geſ . Blatt S . 568 ) vielfach geändert .

Ziffer 358 . Das Muſter & für die Empfangs⸗
beſcheinigungen iſt durch Bundesratsbeſchluß vom 9.

11 . 1911 ( Geſ . ⸗Blatt S . 949 ) durch ein neues er⸗

gänzt .

Ziffer 359 . Die neuen Ausführungsbeſtimmun⸗
gen zum Reichsgeſetz vom 22 . Mai 1895 betr . die

Gewährung von Beihilfen an Kriegsteilnehmer ſind
im Geſ . ⸗Blatt 1911 Seite 214 veröffentlicht .



Grabnummernpflöcke
aus gewalztem T. - Eisen , welche nicht abbre -

chen , empfiehlt in 3 Ausfährungen

Johs . Dobiler . Eisenhandlung ,
Beutelsbach ( Remstal )

Nastulter Uniformfabrik .
Albezt Kilbere

Hoflieferant
ef . 100 Gegr . 1872

Lieferant der Königl . Armee , ſowie ſtaatlicher

und ſtädtiſcher Behörden , empfiehlt ſich i

Uniformen u . Ausrüſtungsgegen⸗

ſtänden für Polizei , Feuerwehr ,
Sanitätskolonnen , Livreen ete .

Großes Lager in Uniformtuchen

⏑

8 fl 10
ee eeeeeeee

＋F KW- Pianinos
mit Flügelton - und Flügel-Reionanzboden-Konſtruktion
Uin allen Stul - un Polzurten neue sowie ge -

Übrauchte zu [Ilk . 300 , 350 , 400 , 450 —liefert

Jmit hohem

Extra - Rabatt -
tranko auk 14 Tage zur Probe . — Ulele Tauiend Be -

amten - Referenzen .
8 Pracht - Katalog frei .

Fr . Siering . Mannheim C7 Nr . 6

Vertragsfirma seit 1906 .

eeeeeeee

m : 44 : Fragebogen für
miat

1

Wigtig Anmeldung eines Anſpruchs

für auf Aufwandsentſchädigung

Soldaten⸗ zu beziehen von

FamilienIpachholz & Ehrath , Bonndorf . luns

— —

Untersfützung

bvon Familien in den Kriegsdiensf

getretener ſſlonnschaften .

Wir empfehlen gemäß der Landesherrlichen

Verordnung vom 12 . Auguſt 1914 (Geſ. u. Verord . ⸗

Bl . vom 15 . Auguſt 1914 )

Geſuch um Bewilligung von Familienunterſtützung ,
( Muſter 1. 365a )

Anweiſungsliſte für die bewilligten Unterſtützungen ,

( Muſter 2. 365b )

Unterſtützungsausweis ( Muſter 3. 365c )

Zahlungsliſte für die Unterſtützungen ( Muſter 4. 365d )

Beſcheinigung über den Empfang der Unterſtützung ,

( Mufter 5. 365e )

Erſuchen an Bezirksamt um Erſatzleiſtung ( Muſter 6

3650 ) .

Verzeichnis der von den Gemeinden vorſchüßlich ge⸗

leiſteten Zahlungen ( Muſter 7. 365g ) .

Verzeichnis der auf die Amtskaſſe angewieſenen

Unterſtützungen ( Muſter 8. 365h ) .

Umlegung der über die Mindeſtbeträge hinausge⸗
2 0

henden Unterſtützungsbeträge ( Muſter 9. 365 ) .

Ferner :

Feldpoſtkarten und Couverts für

JFeldpoſtbriefe
nach amtlicher Vorſchrift .

Spachholz &8 Ehrath

Bonndorf .

Karlsruhe i . B . , Maxaustr . 23.

Telephon 3255 .

Durchführung von Bauplatzumlegungen ,

wie Kanalisationen ,
derselben , Ausführung

reéchnungen usw .

Otto Sauer , Wereil. ball. Benmeterf
Technisches Bureau für Vermessungs- U. Ingenieurarbelten f

Fertigung von amtlichen Messurkunden für Grund -

stücksteilungen , Neuvermessung von Strassen - und ,

Bahnanlagen , Ausarbeitung von Bebauungsplänen ,
Eut -

Wurfsarbeiten für Strassen - und Bahnprojekte , so - f
Bauaufsicht bei Ausführung

von Geländeaufnahmen ,

Massenberechnungen für Erdarbeiten , Vorarbeiten

kür Baugesuche und Bauausführungen , Bauab -

Sendungen ſind zu richten :

in Angelegenheiten

ſtraße —;

e) der Bestellung und des

3

Fur gefälligen Beachtimgl

à) des Tandgemeindenverbandes (7) an deſſen Geſchäftsſtelle in Heidelberg — Obere Neckar⸗

b) des Kechnerverbandles ( 8) an deſſen Vorſitzenden — Stadtrechner Kaufmann in Schopfheim — ;

Uersands der Zeitſchrift an die Geſchäftsſtelle in Bonndorf und

d) im übrigen an die Schriftleitung in Konſtanz — Schützenſtraße 20 —.

Verlag : die Bad . Landgemeinde - , Amtsreviſoren⸗ und Rechner⸗Verbände.
Konſtanz . — Druck :Schriftleituna : Oberreviſor Bundſchub in

Geſchäftsſtelle in Bonndorf .

Svachholz & Ehrath , Bonndorf
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